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1. Prüfungsauftrag

Der Landesrechnungshof hat die technische und 

kostenmäßige Prüfung von Ausbau-, Instandsetzungs- und 

Erhaltungsarbeiten an Amtsgebäuden im Ressortbereich 

der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung durchgeführt. 

Die Überprüfung bezog sich auf die Kontrolle von 

Schlußrechnungen mit den beigeschlossenen Ausmaßermitt­

lungen,Aufzeichnungen und Plänen sowie auf Rechnungen 

für die Instandhaltung von Gebäuden und auf die örtliche 

Kontrolle. 

Die Abwicklung der Prüfuna war aus folgenden 

Gründen zum Teil sehr erschwert: 

* Zur Prüfung der Ausmaßermittlung notwendige Unter­

lagen, wie Pläne, Skizzen u.dgl., waren nicht vor­

handen.

* Zu den Rechnungen für die Instandhaltung von Gebäu­

den fehlten großteil Schriftverkehr, Anbote, Auf­

tragsschreiben, Ausmaßermittlung u.dgl.

* Für ein Bauvorhaben fehlten der gesamte Schriftverkehr,

aus der die ordnungsgemäße Abwicklung der Anbotsein­

holung ersichtlich ist, die Niederschriften über die

Anbotseröffnungen sowie die Vergleichsanbote jener

Bieter, die nicht zum Zuge kamen.

Da die Rechnungen für die Instandsetzungs- und In­

standhaltungsarbeiten an Amtsgebäuden nicht objektbezogen 

(wie z.B. "Burg", "Landhaus", etc.), sondern unter dem all-
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gemeinen Sammelbetreff "Rechnungen" (GZ.: LV-34/V R 1 /) 

abgelegt werden, war das Auffinden der zur Prüfung für 

verschiedene Bauvorhaben erforderlichen Rechnungen sehr 

zeitaufwendig. In den Jahren 1980 und 1981 kamen rund 

2.700 Rechnungen, die in 9 Aktenbündel abgeheftet wur-

den, zur Auszahlung. 

Selbst für Arbeiten größeren Umfanges, wie z.B. 

die Fassadeninstandsetzung der Alten Burg, wurde kein 

eigener baustellenbezogener Akt angelegt. 

Um Rechnungen in Zukunft leichter auffinden zu können 

und eine bessere Übersicht des jeweiligen Reparaturauf­

wandes bei den einzelnen Objekten zu erzielen, empfiehlt 

der Landesrechnungshof, für Arbeiten größeren Umfanges 

eigene baustellenbezogene Akte anzulegen und den Schrift­

verkehr für die vielen Instandhaltungsarbeiten objektbe-

zogen getrennt einzuordnen. 

In der Regel wurden vor allem von der Rechnungs­

stelle der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung alle er­

forderlichen A�skünfte und Unterlagen, soweit vorhancen, 

in kürzestmöglicher Zeit dem Landesrechnungshof übermittelt. 

2. Allgemeines zur Betreuung der Amtsgebäude

2 .1 Organisation 

Im Organisationshandbuch 1982 (GZ.: LV-20/I 01 

/9 - 1978) der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung 

des Amtes der Steiermärkischen Land�sregierung sind 

Ziel und Aufgabe der Dienststelle festgelegt. 
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Die Abteilung für Liegenschaftsverwaltung hat 

nach diesem Handbuch für die Betreuung der Amtsgebäude 

u.a. folgende Aufgaben zu erfüllen:

"1.1 Die Dienststelle hat die Verwaltungstätigkeit 
und die technische Betreuung für die im Bereich 
Graz befindlichen Amtsgebäude und Amtsräume, so­
wie für die zum Finanzvermögen des Landes gehö­
renden Liegenschaften, Personalwohnhäuser und 
Grundstücke in Graz und der übrigen Steiermark, 
die je nach Bedarf verpachtet, vermietet oder 
selbst in Benützung genommen werden und nicht an 
bestimmte Anstalten, Betriebe, Schulen etc. ge­
bunden sind, auszuüben. 

1 .2 Sie hat die bauliche Betreuung in den Amts-, 
Wohn- und Geschäftsgebäuden bzw. die Bewirtschaf­
tung der unbebauten Grundstücke durchzuführen. 

1.7 Die Führung des ihr unterstellten Handwerksbetrie­
bes und der Burggärtnerei erfolgt nach den Ge­
sichtspunkten der Kosteneinsparung. 

1.9 Sämtliche Tätigkeiten haben unter Berücksichti­
gung der Erfordernisse der Rechtsstaatlichkeit, 
Rationalisierung und der Wirtschaftlichkeit zu 
erfolgen." 

Die bautechnische Betreuung der im Bereich Graz 

befindlichen Amtsgebäude der landeseigenen und angemie­

teten Amtsräume obliegt nach den Arbeitsplatzbeschrei­

bungen dem bautechnischen Referenten BOI Ing. Udo Matz­

hold, den Sachbearbeitern im bautechnischen Dienst Ing. 

Wolfram Sacherer und Ing. Otto Ehm, sowie dem Verwaltungs­

referenten Wirkl. Amtsrat Georg Steiner. 

In den Arbeitsplatzbeschreibungen ist die Tätig­

keit jedes Bediensteten genau festgelegt und sind in einer 

Liste (ausgenommen BOI Ing. Matzhold) die zur Betreuung 

zugewiesenen Gebäude angeführt (Beilage 1). 

In den besonderen Regelungen des internen Dienst­

betriebes ist weiters vermerkt, daß alle größeren In-
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standsetzungen bei den Amtsgebäuden und in den außen­

liegenden Diensträumen von den Sachbearbeitern nur nach 

vorheriger Rücksprache mit BOI Baumeister Ing. Matzhold 

durchgeführt werden dürfen. Baumeister Ing. Matzhold 

obliegt die Durchführung von größeren Instandsetzungs­

arbeiten im Bereich der Burg und des Landhauses sowie 

alle Fernwärme- und Elektroheizungsangelegenheiten. 

Seit dem Ausscheiden des bautechnischen Referatsleiters 

RR. Ing. Schaffner am 30. Juni 1981 aus dem Amtsdienst 

hat Ing. Wolfram Sacherer die Stelle als bautechnischer 

Referatsleiter inne und wurde ihm im Sommer 1982 auch 

die Funktion des Vorstand-Stellvertreters übertragen. 

Die Berichtigung wurde im Organisationshandbuch noch 

nicht vorgenommen. 

In den besonderen Regelungen des internen Dienst­

betriebes ist für die Abwicklung des Baugeschehens u.a. 

noch folgendes festgelegt: 

"4.5.2 Für alle größeren Reparaturarbeiten in den Amts­
gebäuden und Landesmiethäusern ist grundsätzlich 
für Arbeiten über S 10.000,-- eine Verfügung, 
für Arbeiten über S 50.000,-- ein Regierungssit­
zungsbeschluß auszuarbeiten und die Genehmigung 
des zuständigen Regierungsmitgliedes einzuholen. 
Auf die Einhaltung der bestehenden Vorschriften 
wie: 
der 'Vergebungsvorschrift für das Land Steier­
mark', des 'Gesetzes über die Führung des Landes­
haushaltes', der 'Geschäftsordnung der Stmk. Lan­
desregierung', der 'Verfahrensbestimmungen bei 
Bestellungen', der 'Verordnung über die Belegsprü­
fung' 
wird hingewiesen. 
Weiters haben alle Referenten auf den sparsamen 
und zweckmäßigen Verbrauch der zur Verfügung ste­
henden Kreditmittel Bedacht zu nehmen. Alle Rech­
nungen sind grundsätzlich in doppelter Ausferti­
gung, versehen mit 2 Unterschriften im Adjustierungs­
stempel, belegt mit bestätigtem Lieferschein, 
Stunden- und Materialzettel, Aufmaßliste etc., 
allenfalls versehen mit dem Inventarisierungsver­
merk, wenn es sich um den Ankauf von Inventarge-
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genständen handelt, sowie mit angeführter Haus­
haltsstelle (bei Rechnungen zu einer Verfügung 
oder zu einem Regierungssitzungsbeschluß mit 
Anführung der Geschäftszahl) der Rechnungsstelle 
vorzulegen. Weiters muß auf jeder Rechnung das 
Haus oder die Dienststelle vermerkt sein, wofür 
die Leistung oder Lieferung vollbracht wurde. Die 
Originalrechnung geht mit der Auszahlungsanord­
nung in die Landesbuchhaltung, die Rechnungs­
durchschrift verbleibt beim ha. Konzept der Aus­
zahlungsanordnung." 

In einem "Erlaß" (Beilage 2) vom 31. März 1980 

wurde nach einer stattgefundenen Kontrollabteilungsüber­

prüfung nochmals auf die Einhaltung der Bestimmungen der 

Vergebungsrichtlinien eindringlichst hingewiesen. 

Bei der Aktendurchsicht mußte der Landesrechnungs­

hof - wie später noch aufgezeigt werden wird - feststel­

len, daß diese Anordnungen nicht immer eingehalten wur­

den. 

2.2 Finanzielle Mittel für Neubauten und Instandsetzungen 

Sämtliche Gebäude, deren Betreuung der Abteilung für 

Liegenschaftsverwaltung obliegen, sind in der-Erläuterung zum 

Landesvoranschlag angeführt (Beilage 3). Die entsprechen­

den Budgetmittel sind im Ansatz 0201 "Amtsgebäude" ver­

anschlagt. 

Für die alljährliche Erstellung des Landesvoran­

schlages findet im Juni beim Abteilungsvorstand der Lie­

genschaftsverwaltung mit dem Führer der Rechnungsstelle 

und den Sachbearbeitern des bautechnischen Dienstes eine 

generelle Besprechung über den Kreditbedarf für das kom­

mende Jahr statt. Die Sachbearbeiter geben hiebei zu den 

von ihnen betreuten Objekten mündlich die pauschal ge-
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schätzten, zu erwartenden Baukosten bekannt. Diese ge­

schätzten Beträge werden nach einer Diskussion über das 

Erfordernis und deren Höhe neuerlich korrigiert und zur 

Bedeckung im Landesvoranschlag eingebracht. Die Bedeckung 

erfolgt 

im ordentlichen Haushalt (1) 

im Ansatz 020113 "Gebäude, Neubauten und Instand­
setzungen" auf der Post 6140 und 

im außerordentlichen Haushalt (5) 

im Ansatz 020103 "laufende Instandsetzungen und Adap­
tierungen" auf der Post 0632. 

Im Rechnunqsjahr 1980 wurden von der Abteilung für 

Liegenschaftsverwaltung für die Betreuung der Bauvorhaben 

folgende Summen 

a) von den Sachbearbeitern ermittelt,

b) in den Landesvoranschlag eingebracht und

c) im Landesvoranschlag bedeckt:

V St 1/020113-0632: "Gebäude, Neubauten und Instand­
setzungen" 

a) und b) 11,6 Mio.S (Beilage 4) 

c) ........................... 5,6 Mio.S 

VS t 5/0201 0 3-0 6 3 2 : "Amtsgebäude , Bau kosten 11 

a) und b) 12,5 Mio. S 

c) .•..•...•..............•..• 4,5 Mio.S 

Im Rechnungsjahr 1981 wurden die von den Sachbear­

beitern ermittelten Summen nach den Richtlinien für die 

Erstellung des ersten Entwurfes des Landesvoranschlages 

1981 (GZ.: 10-21 V 241/1-1980 vom 18. April 1980 und vom 

27. Juni 1980) gekürzt und wie folgt eingebracht und be­

deckt: 

VSt 1/020113-0632: a) 

b) 

(einschl. Zusatzantrag von 

1 0, 9 

6,38 

1 , 9 

Mio. S ( Beilage 5) 

Mio. S 

Mio. S 

c) ............................ 5,160 Mio.S 
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VSt 5/020103-0632: a) 1 0, 5 Mio. s

b) 6,4 Mio. s

(einschl. Zusatzantrag von 2, 8 Mio. S)

C) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5,0 Mio. s

Nach der Einbringung des Antrages für den Landes­

voranschlag wurden von verschiedenen Dienststellen neue, 

dringende Baumaßnahmen der Abteilung für Liegenschaftsverwal­

tung bekanntgegeben: Diese Maßnahmen konnten jedoch im Lan­

desvoranschlag nicht mehr berücksichtigt werden, 

wie z.B.: Adaptierung der neuen angemieteten Diensträume 

für die Agrartechnische Abteilung (Beilage 6), 

Sicherheitsmaßnahmen in der Burg und im Land­

haus, Verstärkung verschiedener Elektroleitun­

gen, Einbau von Schallschutzfenstern u.dgl.m. 

Die Grundlage für die Erstellung des Landesvoran­

schlages für die voraussichtlichen baulichen Maßnahmen im 

kommenden Jahr müßte die Begehung sämtlicher Objekte und 

die Begutachtung des Zustandes in sicherheitstechnischer, 

brandschutztechnischer, hygienischer und in allgemeintech­

nischer Hinsicht sein. Die voraussichtlichen Baumaßnahmen 

wären daraufhin mengen- und kostenmäßig zu erfassen. Die 

so ermittelten Gesamtkosten wären zur Bedeckung im Landes­

voranschlag einzubringen. 

Detaillierte Aufzeichnungen über Kostenschätzun­

� getrennt nach Leistungsgruppen, zu den jeweiligen, 

im Landesvoranschlag eingebrachten Bedarfssummen, fehlen. 

Beispielsweise waren für die "Behebung der dringendsten 

Baugebrechen in der Landeszentralgarage, Pflanzengasse" 

in den Rechnungsjahren 1981 und 1982 Summen von 0,8 Mio. S 

und 1,3 Mio. S budgetiert, sowie für die "Adaptierung der 

Amtsräume nach Umzug der Agrartechnischen Abteilung und 

der Agrarbezirksbehörde, Ü!Jernring 7 und Radetzkystraße 1" 
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im Rechnungsjahr 1981 ein Betrag von 1 ,9 Mio. S vorge­

sehen. Selbst für diese umfangreichen Baumaßnahmen wurde 

keine detaillierte Leistungserfassung vorgenommen. 

Eine sorgfältige Kostenschätzung nach tatsäch­

lichen Erfordernissen ist schon deshalb unbedingt not­

wendig, damit die nur beschränkt vorhandenen Budgetmit­

tel dem tatsächlichen Bedarf angepaßt, sowie Prioritä­

tenreihungen vorgenommen werden können. 

Nach dem Vorliegen des neuen Landesvoranschlages 

findet jedes Jahr Anfang Jänner aufgrund der tatsächli­

chen Bedeckung abermals eine Kreditbesprechung statt. 

Es wird unter Bedachtnahme auf die gekürzten Kreditmit­

tel und die im Landesvoranschlag noch nicht vorgesehenen, 

aber in der Zwischenzeit bekanntgegebenen und als vor­

dringlich eingestuften zusätzlichen Baumaßnahmen ein neues 

Bauprogramm erstellt (Beilagen 7 und 8). 

Den Sachbearbeitern wurde vom Abteilungsvorstand 

der Auftrag zur Durchführung der festgelegten Bauaufgaben 

unter Wahrung der zur Verfügung stehenden Kreditmittel 

erteilt. Eine protokollarische Niederschrift wird nicht 

aufgenommen. 

Der Rechnungsführer überwacht, daß die jeweils 

zur Verfügung stehenden Kreditmittel nicht überschritten 

werden. 

Nach Durchsicht der Aufzeichnungen über die von 

der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung in den Jahren 

1980 und 1981 getätigten größeren Baumaßnahmen, die ihre 

Bedeckung im ordentlichen Haushalt fanden, wurde festge­

stellt, daß im Jahr 1980 über 60 % und im Jahr 1981 über 

70 % der tatsächlich durchoeführten Baumaßnahmen im Vor­

anschlag nicht vorgesehen waren (Beilagen 9 und 10). 

Von 1979 bis 1982 wurde jährlich eine beträcht­

liche Summe für die Überholung von Blitzschutzanlagen 
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an verschiedenen Amtsgebäuden vorgesehen. Daraus muß 

geschlossen werden, daß eine Überholung der Blitzschutz­

anlagen aus sicherheitstechnischen Gründen notwendig 

ist. Diese Arbeiten wurden jedoch nicht durchgeführt. 

Nach Ansicht des Landesrechnungshofs stellt dies eine 

grobe Mißachtung der verbindlichen ÖVE-Vorschriften 

(E 49/1973) dar, oder es bestand keine sicherheits­

technische Notwendigkeit. Dann hätten diese Arbeiten 

aber auch nicht in den Voranschlag aufgenommen werden 

dürfen. 

2.3 Finanzielle Mittel für Instandhaltungen 

Die finanzielle Bedeckung für die "Instandhal­

tung von Gebäuden" ist im Landesvoranschlag bei V0ASt. 

1/020101-6140 gegeben. 

Der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung standen im 

Jahr 1980 für die Instandhaltung von Gebäuden S 4,050.000,-­

zur Verfügung. 

Da mit diesem Kredit nicht das 

Auslangen gefunden werden konnte, wurde 

im laufenden Jahr eine Aufstockung von 

zusätzlich von der Steiermärkischen Lan-

S 1,200.000,--

desregierung beschlossen, sodaß insgesamt S 5,250.000,-­

verbraucht werden konnten. Davon 

wurden 

aufgrund von Verfügungen des zuständigen 

Regierungsmitgliedes (d.s. also Rechnun­

gen über je S 10.000,--) sowie aufgrund 

von Regierungsbeschlüssen (d.s. Rechnun­

gen über S 50.000,--) verbraucht. Der 

Rest von 

wurde mit Kleinrechungen (d.s. Rechnungen 

S 1,295.000,--

S 3,955.000,--
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unter S 10.000,--) verausgabt. Es waren daher im Jahr 

1980 über 1000 derartiger Kleinrechnuncien angefallen. 

Diese Rechnungen unter S 10.000,-- wurden fast aus­

schließlich als "Sofortauftrag", meist auch ohne Ein­

holung von Kostenvoranschlägen und ohne Auftrag, abge­

wickelt. 

Im Jahr 1979 war folgende Situation gegeben: 

Kredit laut Voranschlag 

Aufstockung 

Aufstockung zweckgebunden für 
Bodenversiegelung 

somit insgesamt zu verbrauchen 

Aufträge aufgrund von Verfügungen 
des zuständigen Regierungsmitglie­
des bzw. aufgrund von Regierungs-

S 3,900.000,-­

s 900.000,--

s 240.000,--

S 5,040.000,--

beschlüssen S 626.041,--

Auftrag für Bodenversiegelung S 240.000,--
-------�-

somit Betrag Kleinrechnun�en S 4,173.959,--

Die Problematik der vielen Kleinarbeiten, die 

als "Sofortauftrag" abgewickelt wurden, wird in diesem 

Bericht noch eingehend behandelt. 

Auch für die "Instandhaltung von Gebäuden" wur­

den keine konkreten Bedarfserhebungen durchgeführt, son­

dern nach den langjährigen Erfahrungswerten und dem Vor­

jahreserfolg angenommene Summen beantragt. 

Auch nach Vorliegen des Landesvoranschlages wur­

den kaum Schwerpunktprogramme, wie z.B. die zweckgebun­

dene Aufstockung für Bodenversiegelung, aufgestellt. 

Unter Beachtung der großen Bausubstanz, die von 

der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung zu erhalten ist, und 

der nur im beschränkten Ausmaß zur Verfügung stehenden Mittel 

erscheint es dem Landesrechnungshof zweckmäßig, einen 

entsprechend hohen Betrag aus dem Voranschlag für dringend 
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notwendige, unvorhersehbare Maßnahmen vorzusehen und 

für die restlichen Mittel Schwerpunktinstandhaltungs­

programme aufzustellen. 

2.4 Nichterfassen von Schulden im Landesrechnungsabschluß 

Grundlagen zur Durchführung der anhängigen Prü­

fung waren u.a. die Landesrechnungsabschlüsse für die ge­

prüften Jahre. 

Sie sollten ziffern- und betragsmäßig die Auf­

zeichnung des Budqetvollzuqes sein und nach den gesetz­

lichen Bestimmungen des Landes und des Bundes verbindliche, 

periodengerechte, vollständige, klare und wahre Aussagen 

über den Haushalt insgesamt - und in den einzelnen Gruppen 

über den Haushalt der betreffenden Dienststelle - zulas­

sen. 

Auch im vorliegenden Prüfungsfall - zu beachten 

waren die Haushaltsstellen 

1/020101-4000-7280 und 

1/020113-0632 im o.Haushalt 

5/020103-0422-0632 im ao. Haushalt 

muß festgehalten werden, daß wesentliche Elemente eines 

richtigen Rechnungsabschlusses völlig fehlen. 

In keiner der genannten Haushaltsstellen sind Schul­

den ausgewiesen. In keinem der dem Landesrechnungsabschluß bei-

liegenden Nachweis sind Verwaltungsschulden der geprüf-

ten Dienststelle wirtschaftlich richtig erfaßt. 

Eine ausführliche Beschreibung dieses Themenkrei­

ses ist im Bericht LRH 16 F 1 - 1983 über eine Prüfung 

bei einer kassenführenden Dienststelle enthalten. Deshalb 

wird in diesem Prüfungsbericht dazu lediglich in kurzer 
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Form Stellung genommen. 

Wie schon im umseitig angeführten Bericht aus­

führlich dargelegt wurde, wird im Titel der Spalten 5 

und 9 des Landesrechnungsabschlusses der Ausdruck 

"Zahlungsrückstand" verwendet. 

Diese Form der Verwaltungsschulden kommt zu den 

Abrechnungsstichtagen in der Landesverwaltung so gut wie 

nie vor. Durch eine verwaltungstechnische Vorgangsweise 

ist es jeder Dienststelle sehr leicht und einfach mög­

lich, diese spezielle Schuldenart gar nicht entstehen 

zu lassen, womit die formellen Bedingungen des Landes­

rechnungsabschlusses - wörtlich genommen _ erfüllt er­

scheinen. 

Inhalt des Landesrechnungsabschlusses müßte es 

sein, Verwaltungsschulden insgesamt zu erkennen. 

Eine Gliederung wäre nach folgenden Gesichtspunkten 

möglich: 

* Bestellungsrückstand:

Er entsteht mit der Auftragsvergabe einer kredit­

verfügenden Dienststelle und besteht bis zur Lie­

ferung oder Leistung, somit jedenfalls bis zur Rech­

nungslegung.

* Anweisungsrückstand:

Er entsteht mit der Annahme und Anerkennung der Rech­

nung bis zur Anweisung der Auszahlung. Als Beispiel

dazu wird auf die Beilage 11 verwiesen. Die die Aus­

zahlung begründende Rechnung trägt das Datum 30.

Dezember 1979,die Anweisung erfolgte erst am 30. Jän­

ner 1980 und berührt auch das Finanzjahr 1980.
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Leistungserbringung und Rechnungslegung sind so­

mit nicht periodenkonform mit dem Haushaltsjahr 

des Landes. 

* Zahlungsrückstand:

Er entsteht vom Zeitpunkt der Anweisung zur Aus­

zahlung durch die Dienststelle bis zur geldmäßigen

Berichtigung der Rechnung. Er kann somit praktisch

in der Dienststelle selbst nie entstehen.

Die vollständige Erfassung aller Verwaltungsschul­

den erscheint nach Ansicht des Landesrechnungshofs aus 

folgenden Gründen dringendst geboten: 

* Befolgung gesetzlicher Anordnungen.

* Befolgung von Aufbaugrundsätzen des Budgetwesens.

* Zentrales Erfassen und Erkennen der vollständigen

Verwaltungsschulden durch die LeqislRtivA und die

Exekutive.

* Systemgleichheit bei der Erfassung von Einnahmen

und Ausgaben im Landesrechnungsabschluß, und daraus

abgeleitet die

* Vergleichbarkeit der Einnahmen und Ausgaben, wo­

raus eine Ermittlunq des Erfolqes möglich ist.

Als Rechtsgrundlaaen wären in diesem Zusammen­

hang insbesonders folgende Haushaltsvorschriften zu nen­

nen: 

* Das Landesverfassungsgesetz 1960.

* Die Voranschlags- und Rechnungsabschlußverordnung

- VRV, BGBl.Nr. 493/1974 -
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* Das Gesetz vom 7. Oktober 1969 über die Führung

des Landeshaushaltes, LGBl.Nr. 217.

* Der Runderlaß, betreffend Durchführungsvorschrif­

ten zu den haushaltsrechtlichen Bestimmungen der

Landesverfassung Grazer Zeitung Nr. 196/1962.
' 

Bezüglich der Aufbaugrundsätze des Haushaltswe­

sens weist der Landesrechnungshof ausdrücklich auf fol­

gendes hin: 

* Der Grundsatz der Vollständigkeit macht es erforder­

lich, daß sämtliche Glieder des Rechenwerkes in

seiner Darstellung enthalten sein müssen. Teile der

Gesamtheit zu ignorieren und wegzulassen, bedeutet

im Ergebnis Unvollständigkeit des Rechenwerkes.

* Dem Grundsatz von Klarheit und Wahrheit folgend müß­

ten alle Daten eines Rechenwerkes

** 

** 

leicht erkenntlich und 

betrags- und periodenmäßig richtig dem Rechenwerk 

zu entnehmen sein. 

Alle Schulden an zentraler Stelle zu erfassen und 

zu erkennen bedeutet sowohl für den Gesetzgeber als auch 

für den Vollziehe½ richtig disponieren und handeln zu kön­

nen. Solange diese kompetenten Stellen über Art, Größe und 

Umfang der Verwaltungsschulden insgesamt nichts wissen, 

geht der Sinn aller haushaltsrechtlichen Bestimmungen ins 

leere. Das Wissen, in welcher Höhe zukünftige Haushalte 

durch Schulden belastet sind, erscheint dem Landesrech­

nungshof von großer Bedeutung. 
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Im vorliegenden Prüfungsfall wurden ebenfalls 

Verwaltungsschulden in nicht unbeachtlicher Höhe fest­

gestellt. Dabei muß ausdrücklich betont werden, daß 

sich diese Feststellung nur auf die stichprobenweise 

und formelle Prüfung des vorhandenen Belegmaterials 

stützen konnte. 

Eine materielle Aussage, vor allem über die Voll­

ständigkeit der festgestellten Beträge, kann keineswegs 

getroffen werden. Dafür gibt es mehrere Gründe: 

* Es wurden zwei verschiedene Hilf saufzeichnungen, die

der Faktureneingangserfassung dienen sollen, vorge­

legt. Hiebei ist eine vollständige und zeitfolge­

mäßig richtige Erfassung der Eingangsfakturen nicht

gegeben.

* Es gehen nur Teile der in der Dienststelle einlaufen­

den Eingangsfakturen über dieses Protokoll.

* Die Belegablage ist, wie schon in der Organisations­

beschreibung festgehalten wurde, streckenweise man­

gelhaft, sodaß ein rasches Auffinden der Rechnungen

zum Teil nicht möglich ist.

* Die Belegablage und das Aktenmaterial sind in einzel­

nen Teilbereichen der Dienststelle derartig umfang­

reich, daß eine Überprüfung wenig ökonomisch er­

scheint.

Ziffernmäßig wurden folgende Schulden festge-

stellt: 

zum 31 . Dezember 1979 s 180.498,-- (siehe Beilage 

zum 31 . Dezember 1980 s 58.677,81 

zum 31 . Dezember 1 981 s 606.631,01 

zum 31 . Dezember 1982 S 2,639.682,34 

11 ) 
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Der Landesrechnungsabschluß per 31. Dezember 

1982 ist zum Zeitpunkt dieser Prüfung noch nicht fertig­

gestellt. Es muß aber angemerkt werden, daß die in der 

Dienststelle aufliegenden Formblätter und Dienstanord­

nungen zur Erstellung des Jahresabschlusses jenen der 

Vorjahre gleichen. Eine Anordnung zur Ausweisung der 

Schulden zum 31. Dezember 1982 fehlt in diesen Erläute­

rungen und ist somit nicht gegeben (siehe Beilage 12). 

Es muß daher angenommen werden, daß auch im Landesrech­

nungsabschluß 1982 - weder zum Stichtag 1. Jänner noch 

zum 31. Dezember - die tatsächlich vorhandenen und zum 

Teil festgestellten Verwaltungsschulden ausgewiesen wer­

den. 

Die unterschiedlichen Systeme in der Erfassung 

der Einnahmen und Ausgaben bringen es mit sich, daß 

keinerlei stichhaltige Aussage aus deren Vergleich ge­

troffen werden kann. 

Während die Einnahmen größtenteils wirtschaft-

lich richtig - durch die Erfassung der Forderungen adap­

tiert - aufgezeichnet werden und somit eine Soll-Einnahmen­

ermittlung möglich ist, stellen die ausgewiesenen Aus­

gabenbetri:1ge lediglich einen 11 Geldabfluß 11 aus der Kassa dar. 

Auch die Darstellung des Erfolges ist solcherart 

nicht möglich, weil nur Gleiches mit Gleichem verglichen 

werden kann, der Vergleich von ungleichen Ansätzen je­

doch unrealistisch und wirtschaftlich wertlos ist. 

Unter GZ.: 10-22 H 3/239-1982, betreffend den 

Kreditverfall zum 21. Dezember 1982, hat die Rechtsab­

teilung 10 ein Rundschreiben erlassen. Wörtlich heißt es 

darin u.a.: 

11 Die Steiermärkische Landesbuchhaltung ist auf­
grund der bestehenden haushaltsrechtlichen Vorschriften 
nicht in der Lage, Zahlungen zu Lasten der Kredite des 
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Rechnungsjahres 1982 auch noch im Jahre 1983 abzuwickeln. 
Um die mit Ende eines Rechnungsjahres erfahrungsgemäß 
in großer Zahl anfallenden Auszahlungsanordnungen noch 
termingerecht abrechnen zu können, wird ersucht, den 
Großteil der betreffenden Auszahlungsanordnungen der 
Steiermärkischen Landesbuchhaltung nach Möglichkeit in 
der zweiten Dezemberwoche, spätestens bis Montag, den 
13. Dezember 1982, zu übermitteln."

Der Landesrechnungshof erlaubt sich darauf hin­

zuweisen, daß es der Landesbuchhaltung sehr wohl mög­

lich wäre, unter Zuhilfenahme haushaltsrechtlicher 

Vorschriften, Zahlungen zu Lasten der Kredite 

des abgelaufenen Finanzjahres auch noch im Jänner des 

folgenden Finanzjahres abzuwickeln. In der VRV heißt es 

zur zeitlichen Abgrenzung der Verrechnung im§ 11 Abs. 1: 

"Alle Ausgaben, soweit sie im abgelaufenen Finanzjahr fäl­
lig waren oder über den 31. Dezember des abgelaufenen Fi­
nanzjahres gestundet worden sind, können bis zum Ablauf 
des Monats Jänner des nächstfolgenden Finanzjahres ange­
wiesen werden." 

Die somit gegebene Möglichkeit, sich der großen 

Vorteile des sogenannten "Auslaufmonats" zu bedienen, wie 

sie in anderen Gebietskörperschaften seit Erlassen der 

VRV selbstverständlich ist, erscheint somit aufgezeigt. 

Die praktische Anwendung dieser Bestimmung ist nach An­

sicht des L2ndesrechnungshofs auch deshalb sehr zu empfeh­

len, weil damit dem Grundsatz der "Fälligkeit" Rechnung 

getragen werden kann. 

3. Abwicklung von Bau- und Instandhaltungsmaßnahmen

Von den in den Jahren 1979 bis 1982 von der Abtei­

lung für liegenschaftsverwaltung durchgeführten umfangrei_ 
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cheren Instandsetzungsarbeiten wurden 

* die Adaptierungsarbeiten in der Schönaugasse 10 und

1 0 a,

* die Adaptierungsarbeiten in der Burggasse 9,

* die straßenseitige Fassadeninstandsetzung der Alten

Burg,

* der Dachausbau im Landhaus, Schmiedgasse,

und

* me Instandsetzung der Ostfassade der Alten Burg

sowie

* zahlreiche kleinere Instandhaltungsarbeiten in ver­

schiedenen Amtsgebäude in Graz,

einer stichprobenweisen Überprüfung unterzogen. 

3.1 Adaptierungsarbeiten in der Schönaugasse 10 und 10a 

3 .1 .1 Einleitung der Baumaßnahmen 

Die Rechtsabteilung 10 teilte mit Schreiben vom 17. 

August 1979, GZ.: 10-24 Li 2/223-1979, der Abteilung für 

Liegenschaftsverwaltung mit, daß beabsichtigt ist, die Ge­

bäude Schönaugasse 10 und 10a für die Unterbringung der 

Agrartechnischen Abteilung (AtA) anzumieten (Beilage 6). 

Bei einer ersten Begehung mit dem Vorstand der Agrartech­

nischen Abteilung, Herrn Hofrat Dipl.-Ing. Adensamer, wur­

de festgestellt, daß die Räume ausgemalt bzw. tapeziert, 

einige Zwischenwände aufgestellt werden müßten und eine 

Telefonanlage zu installieren sei. Die Abteilung für Liegen­

schaftsverwaltung wurde von der Rechtsabteilung 10 ersucht, im 

E :i. n v e r n e h m e n m i t d e r A g r a r t e c h n i s c h e n A b t e i 1 u n g d i e n o t w e n -
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digen Adaptierungsmaßnahmen durchzuführen. 

Die Agrartechnische Abteilung hat sodann am 21. 

September 1979 (GZ.: AtA-242 A 4/16-1979) eine Aufstel­

lung über die wichtigsten und notwendigsten Adaptierungs­

maßnahmen in den Gebäuden Schönaugasse 10 und 10a der 

Rechtsabteilung 10 übermittelt (Beilage 13). 

Die Steiermärkische Landesregierung hat in ihrer 

Sitzung am 1. Oktober 1979 die Anmietung der Häuser Schö­

naugasse 10 und 10a samt Dachgeschoß nach deren Ausbau 

grundsätzlich genehmigt. Zu diesem Zeitpunkt waren weder 

das tatsächliche Ausmaß der Adaptierungsarbeiten, noch 

die Kosten der zu erbringenden Leistungen bekannt. 

Ein überarbeitetes Adaptierungskonzept wurde am 

23. November 1979 (GZ.: AtA-242 A 4/17-1979) der Abtei­

lung für Liegenschaftsverwaltung zur weiteren Bearbei­

tung übermittelt (Beilage 14). 

Zur Ermittlung der Gesamtbaukosten wurden von 

der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung am 7. Jänner 

1980 die Baumeister-, Zimmermanns-, Elektro-, Maler-, 

Anstreicher- und Tapeziererarbeiten beschränkt ausgeschrie­

ben. Für die Sanitärinstallationsarbeiten wurden ohne 

förmliches Verfahren, also in Form einer freihändigen Ver­

gebung (Bestbietersumme = S 88.796,77), 3 Anbote einge­

holt (Beilage 15). 

Die vorgesehenen Vergabesummen in der Höhe von 

S 1,488.433, 71 wurden auf die Summe von S 1, 700.000,-­

(für die Reinigung der bestehenden Parkett- und Teppich­

böden und für unvorhersehbare Nebenarbeiten) aufgerundet. 

Im Landesvoranschlag 1980 waren für diese Adap­

tierungsarbeiten keine Mittel vorgesehen, da die Beauf­

tragung für diese Baumaßnahme erst nach Erstellung des 

Voranschlages erfolgte. Um die erforderlichen Arbeiten 
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durchführen zu können, wurde von der Abteilung für Lie­

genschaftsverwaltung am 30.Jänner 1980 (LV-34/V Sch 

1/12-1980) um eine überplanmäßige Bedeckung in der Höhe 

von S 1,700.000, -- gebeten ( Beilage 16). Die Rechtsab­

teilung 10 teilte daraufhin der Abteilung für Liegen­

schaftsverwaltung mit Schreiben vom 28. Februar 1980 

(10-21 A 36/6-1980) mit: 

"daß bezüglich Bereitstellung eines überplanmäßigen Kre­
dites bei der V St. 1 /020113-0632 'Gebäude, Neubauten und 
Instandsetzungen' in der Höhe von S 1,700.000, -- für die 
Adaptierung der angemieteten Objekte Graz, Schönaugasse 
10 und 10a, diesem Begehren derzeit nicht stattgegeben 
werden kann." 

Als Begründung wurde angeführt, 

"daß die der do. Abteilung für laufende Instandsetzungen 
und Adaptierungen von Diensträumen zustehenden Kreditmit­
tel für das Jahr 1980 sowohl im ordentlichen als auch im 
außerordentlichen Haushalt wesentlich höher veranschlagt 
wurden als bisher. Die Genehmigung von überplanmäßigen 
Krediten zum Jahresanfang und vor Verbrauch der veranschlag­
ten Mittel würde bei dieser Sachlage sicherlich zu einer 
Beanstandung durch den Rechnungshof führen. 

Sollten die derzeit verfügbaren Kredite tatsäch­
lich nicht ausreichen, so ist der Herr Landesfinanzrefe­
rent nach einer diesbezüglichen Rücksprache bereit, im 
kommenden Herbst eine Kreditaufstockung zu genehmigen." 

Die Steiermärkische Landesregierung hat am 10. 

März 1980 die Adaptierungsarbeiten in den vom Land Steier­

mark angemieteten Häusern,Graz, Schönaugasse 10 und 10a, 

durch die bestbietenden Firmen mit einem Kostenaufwand 

von S 1,700.000,-- genehmigt (Beilage 17). Im Regierungs­

sitzungs-AV hat die Abteilung für Liegenschaftsverwaltung 

u.a. folgendes ausgeführt:

"Die Bedeckung des Betrages von S 1,700.000, -- ist bei 
der VP. 1/020113-0632/I mit der Bezeichnung 'Adaptierungs­
arbeiten in den angemieteten Amtsräumen Graz, Schönau­
gasse 10 und 10a' gegeben." 
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Die VSt 1/020113-0632 hat die Bezeichnung "Ge­

bäude, Neubauten und Instandsetzungen". 

3.1.2 Baumeisterarbei ten 

Die Baumeisterarbeiten wurden am 7. Jänner 1980 

beschränkt ausgeschrieben und am 12. März 1980 an den 

Billigstbieter, die Fa. Ing. W.Althaller, mit der Summe 

von S 326.104,80 vergeben. 

1980 

1 0/ ,o 

von 

Die Schlußrechnung wurde mit Datum 30. August 

vorgelegt und nach einer Korrektur, dem Abzug von 

für Wissenschaft und Forschung und der Anrechnung 

18 % MWSt. mit S 248.859,64 anerkannt. 

Bei der Gegenüberstellung von Anbot und Schluß­

rechnung wurde festgestellt, daß von der angebotenen 

Nettosumme von S 276.360,-- Leistungen in der Höhe von 

S 136.730,-- nicht zur Ausführung gekommen sind, d.s. 

49 �� (!).

In der Schlußrechnung mit einer Nettosumme von 

S 210.898,-- wurden jedoch zusätzlich Leistunoen in der 

Höhe von S 66.892,22 nach einer neuen Preisvereinbarung 

(als Nachtragsanbote) für nicht in der Ausschreibung vor­

gesehene Arbeiten ermittelt, d.s. 31 ,7 % der Abrechnungs-

summe. 

Der Landesrechnungshof mußte feststellen, daß auf­

grund dieser wesentlichen Massenänderungen ein Bieterrei­

hungssturz eintrat und somit nicht der Bestbieter mit der 

Ausführung betraut wurde. Im Detail ist dieser spekulati­

ve Vorgang den folgenden Seiten zu entnehmen. 



Pos. 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8. 

9. 

10 

11 

14 

15 

17 

18 

19 

1. 
20 

21 

22 

Leistungen 

Holzwände abtragen 

Pult abtrae:en 

Fliesen abstemmen 

Holz türl abtragen 

Türstock abtragen 

Mauerwerk abtragen 

Putz abschlagen 
a) Kalkmörtel
b) Zementmörtel

Schutzleisten abtr. 

Wanddurchbruch 

Leitu.�gsschlitze 
stemmen 

a) 10/10 cm 
b) 5/10 cm

r.rauer1·:erk herstellen

auerwerk 12 cm

Fertigteil stürze
herstellen

IPB-T r'dger:
a)1iefern
b)Auflager herst�ie
c)Staußziegel aufbr.

Türstöcke versetzen 

eroutz neu 
a) Kalkmörtel 
b) " feuchtes r.IW

· c) Ki,i auf neue \'/än de
d) Holzschalung
e)Ver:9Utz ausbesse

Gußasphalt aufbrin­
een 
Schuttabfuhr 

Regiearbeiten 
li!aurerstunden 
Hilfsarbeiter 
1;0,7 

Sturzge btihr J 

Baustelleneinr. 

E-Anschluß

Bestandspläne 
u. dgl.

Anbot 
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hlen�e lt Wenge lt 
Angebot Schluß-

rechnung 

· 1 ., 2

10 m2 
23, 68 m2 

10 lfr.J., 18, 13 lfü 

10 m 2 l 12,3 m 2 

1 Stk. 

3 Stk. 

20 m 3 

130 m 2 

20 m 2 

30 lfm 

200 am3 

20 lfm 
50 lfm 

8 m3 

10 m2 

40 lfc. 

700 kg 
2 Stk 
5 m2 

6 Stk 

70 m 2 

1 20 m 2 

20 m2 

50 m 2 

10 m 2 

300 m2 

50 m3 

1 oo st 
100 St 

10 St 
Pausch 

Pausch 

Pausch 

Pausch 

7 Stk 

8, 27 m3 

l 8 2 

1 

, 24 m 

l 13 1 141.fm
1 3 I 
1
6311 25dm 

r
t 

! 
i 

l 3,75 m3 1: 
1

51,48 m2

1 

l 
. , 

/ 7, 5 lfm

! 7 Stk.
l

j 46, 34 m 2 

1 --
n 05, 18 m 2 

9, 73 m 2 

45 ·3m 

50. St
3 St 

Pausch 

Pausch 

Pausch 

Pausch 

Preis.il t. 
P.nee bot 
Fa. Alt­
hall· 

s 
J 

48,-

96,--

160,--

1200,--

320,--

400,--

48,--
160,--

8,--

16,65 

250,--
159,--

1650,--

523, --

245,--

13,60 
540,--
236,--

870,--

229,--
270,--
197,--
396,--
345,--

123,--

380,--

185,--
158,--
270,--

11.300,--

3.800,--

7-950,--

Netto Summen 

1 . 

2. 

S 276.000,-- (100 o, ) ,o 

S 284.000,-- (102,8 %) 

Preüe 1 t.
l 

Pos. Preis\ Pos.PreisAneebot · 
Fa. Lang- 2 x 3 2 x 4 
mann j 

s I s s 
4 � 6 

53,--

36,--

84,--

230,--

80,--

490,--

52,--
70,--

7,--

7,--

100,50 
6 9,--

2388,--

330,--

170,--

24,--
980,--
442,--

56 8,--

249,--
214,--
230,--
656,--
372,--

175, 50 

443,-

181 ,--
164,--
210,--

1. 500,--

2.870,--

2.800,--

s 

1 1,136,64
! 

1. 740,481 
1.968,--i 

1 
! 

2. 240,--, 
1

3.303,--1

3

==�
52 •

1 
105, 1 2 

! 
10.510,31! 

1. 255, 04

652, 68

1.033,20 

560,--

4. 052, 30

91,98 

4,418,75 

6.187,50 8,955,--

26.924,04 16.988,40 

l 
1.837,50 

16.090,-

! 10.611,86 
i

j 20.
:�

o, 46 

3.356,85 

1
17.100,--

1. 275 ,--

3 -976,--

11. 538 1 66 

24,191,40 

3,619,56 

19.935,--

7,900,-- 8. 200,--
810,-- t30.-
144,-

11. 300,--

3.800,--

7 .950,--
1 

144,-

1,500,--

2.870,--

2.800,--

146. 136 1 28 1119. 115 1 45
========== '========== 

Schlußrechnung 

S 146.000,-- (100 o, ) ,o 

S 119.000,-- ( 81 ,5%) 

Nicht aus­
geführte 
Leistunt;en 

1 X 3 

s 
7 

1. 200,--

3,200,--

5.000,--
7.950,--

9.520,--
1.oao,--
1. 180,--

32,400,--

19.800,-

36.900,--

1a. 500,--

136. 730,--
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Die Bieterreihung laut Niederschrift über die 

Eröffnung der Anbote für Baumeisterarbeiten vom 16. 

Jänner 1980 war: 

1. Fa. Ing. W. Althaller

2. Fa. Ing. W. Langmann

Anbotssumme netto = S 276.360,- (100 �o) 

Anbotssumme netto = S 284.012,- (102,8 �o) 

Die vorangeführte Tabelle zeigt die Bieterreihung 

mit den laut Schlußrechnung erbrachten Mengen: 

1. Fa. Ing. W. Langmann

2. Fa. Ing. W. Althaller

S 119.115,45 81,5 %) 

S 146.136,28 (100,0 %) 

Der Anbotsvorteil des Billigstbieters von 2,8 % 

zum Zweitbieter ergab schließlich einen Schlußrechnungs­

nachteil von 18,5 %. Der Auftrag erging somit nicht an 

den Bestbieter. 

Aus dieser Tabelle ist auch ersichtlich, daß für 

die Ausschreibung weder eine genaue Leistungserfassung 

noch eine sorgfältige Mengenermittlung vorgenommen wurde. 

Von der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung wurde 

hiezu mitgeteilt, daß die Massenermittlung für das Leistungs­

verzeichnis von Bestandsplänen an Ort und Stelle aufgrund 

der im Schreiben vom 23. November 1979 der Agrartechnischen 

Abteilung (Beilage 14) an die Abteilung für Liegenschafts­

verwaltung angeführten Wünsche vorgenommen wurde. Die Massen­

überschreitung ist auf zusätzliche Arbeiten, die nach der 

Anbotslegung gefordert wurden, zurückzutühren. Da vor der 

Ausschreibung keine Detailbesprechung zwischen der Abtei­

lung für Liegenschaftsverwaltung und der Agrartechnischen 

Abteilung stattgefunden hat, war dieser auch nicht bekannt, 

was wirklich in die Leistungsbeschreibung aufgenommen wurde. 

Nach Ansicht des Landesrechnungshofs wäre vor Er­

stellung der Leistungsverzeichnisse die Ausarbeitung ent-
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sprechender Planungsunterlagen und deren Bestätigung durch 

die Agrartechnische Abteilung erforderlich gewesen. 

Die Einheitspreise verschiedener Leistungspositio­

nen des Anbotes erscheinen dem Landesrechnungshof nach Ver­

gleich mit gleichartigen Leistungen anderer Bauvorhaben 

und auch mit den Preisen des Zweitbieters viel zu hoch; 

die Angemessenheit dieser Preise ist somit nicht gegeben, 

wie z.B.: 

Pos. 9. Herstellen von Wanddurchbrüchen für die Ver­

legung von Installationsleitungen und nachher 

die Öffnung wieder zumauern und den Putz er­

gänzen 

200 dm3 a s 16,50 

(Zweitbieter a S 7,--) 

Pos. 12. Mauerwerk herstellen mit Mauerziegel D.F. und 

Kalkzementmörtel, 12 cm breit. 

10 m2 a S 523,--

(Zweitbieter a S 330,--) 

Wie aus der Tabelle auf Seite 22 ersichtlich ist, 

hat der an 2. Stelle gereihte Bieter die in Klammer vor­

angeführten Einheitspreise angeboten, die jeweils 40 % 

bis 60 % billiger sind. Tatsächlich wurden dann auch die 

Massen bei Pos. 9 von 200 dm3 auf 631,25 dm3, also um 

216 % und bei Pos. 12 von 10 m2 auf 51,48 m2, also um 

415 %- überschritten. Durch die ungenaue Massenermittlung 

für die Ausschreibung wurde eine spekulative Anbotsge­

staltuno unterstützt, die, wie der Bieterreihungssturz 

zeigt, sich zum Nachteil des Auftraggebers auswirkte. 

Im Anbotsschreiben bzw. in den Vorbemerkungen zum 

Anbot fehlen wesentliche Punkte bzw. festlegungen, 
::;..= - � 

wie: 
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* der Ablauf der Zuschlagsfrist,

* der Stichtag für die Preisbildung, daß die Kalkula­

tionsformblätter Bestandteil des Anbotes sind,

* die Forderung der Ermittlung der Einheits- und Bausch­

preise gemäß ÖNORM B 2061,

* die genaue Angabe, ob die angebotenen Einheits-,

Bausch- und Regiepreise als Festpreise oder veränder­

liche Preise gelten. Im gegenständlichen Fall sind

in der Vorbemerkung "Veränderliche Preise", im Auf­

tragsschreiben "Festpreise" angeführt.

* die Höhe des Deckungs- und Haftrücklasses (der Haft­

rücklaß wurde in keiner der zur Überprüfung vorge­

legten Rechnung der verschiedenen Leistungsgruppen

einbehalten).

* die Gesamtfertigstellungsfrist,

* die Höhe der Vertragsstrafe bei Überschreitung der

Frist pro Kalendertag.

Der Landesrechnungshof regt an, für die "Allge­

meinen Vertragsbestimmungen" einheitlich, wie dies in der 

Fachabteilungsgruppe Landesbaudirektion für Bundes- und 

Landeshochbauten gehandhabt wird, analog die BBstH (Be­

sondere Bestimmungen für den staatlichen Hochbau) unter 

Verwendung der Formblätter "Einladung zur Anbotsabgabe 

und Anbotsbestimmungen" und "Anbotsschreiben" zu verwen­

den. Die von der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung 

verwendeten Ausschreibungsunterlagen entsprechen weder 

im Inhalt noch in der Form (kaum lesbare Kopien,siehe 

Beilage 18) den Mindestanforderungen. 

Bei der Überprüfung der Anbote wurde auch festge­

stellt, daß nach der Anbotseröffnung die Anbote nicht ge­

kennzeichnet wurden, sodaß ein nachträgliches Auswechseln 

möglich ist. 
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In der ÖNORM A 2050 wird im Abschnitt 4 "Der Zu­

schlag" Abschnitt 4.22 "Eröffnung der Angebote" u.a. fol­

gendes ausgeführt: 

"Sodann ist festzustellen, aus wieviel Teilen das Angebot 
besteht und ob die als Anlagen angeführten Bestandteile 
des Angebotes tatsächlich vorhanden sind; alle Teile sind 
nach Möglichkeit so zu kennzeichnen, z.B. in besonderer 
Weise zu lochen, daß ein nachträoliches Auswechseln fest­
stellbar wäre." 

Die förmliche Übernahme der Bauleistungen, bei 

der die Erfüllung des Vertrages überprüft und bestätigt 

wird, wurde nicht vorgenommen. 

Ein Bautagebuch, in dem die Eintragung von Vor­

kommnissen und Anordnungen auf der Baustelle, sowie der 

tatsächliche Baubeginn und die Baufertigstellung aufgezeich-

.net sind, wurde nicht geführt. In den "Allgemeinen Richt­

linien für die Tätigkeit der Bauaufsichtsorgane" ist für 

die Fachabteilungsgruppe Landesbaudirektion u.a. folgendes 

festgelegt: 

"Die Bauaufsicht ist verpflichtet, alle wichtigen, 
das Baugeschehen betreffende Ereignisse, Anordnungen und 
Feststellungen, in einem eigenen, fortlaufenden numerier­
ten Baubuch oder in einem von der Unternehmung zu führen­
den Bautagebuch, bzw. Tagesberichtsbuch einzutragen. 

Hier können auch die Aufmaße, Preisvereinbarungen 
im Rahmen der zugewiesenen Ermächtigungsgrenze und Regie­
arbeiten aufgenommen werden." 

Der Landesrechnungshof ist der Ansicht, daß auch 

die Bediensteten der Abteilung für Liegenschaftsverwal­

tung ihre Tätigkeit nach diesen Richtlinien ausüben soll­

ten. 

Die Schlußrechnung der Baumeisterarbeiten wurde 

stichprobenweise überprüft. Die zur Erstellung der Ausmaßer­

mittlung notwendigen Unterlagen, wie z.B. Abrechnungspläne 

bzw. Aufmaßskizzen, waren der Schlußrechnung nicht angeschlos-
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sen. Es war daher nicht möglich, die Massenermittlung 

anhand einer Skizze oder eines Planes auf ihre Richtig­

keit zu prüfen. Ein Vergleich von Einzelmassen mit den 

Plänen ergab keine Übereinstimmung. Es wurden daraufhin 

über Aufforderung durch den Landesrechnungshof Bestands­

pläne (gezeichnet am 26. Februar 1983) vorgelegt. Auch 

hier mußte festgestellt werden, daß die Abrechnung mit 

der Plandarstellung nicht übereinstimmt. 

Für nachträglich nicht mehr feststellbare Maße, 

wie z.B. Abtragsarbeiten bzw. Leistungen unter Putz, feh­

len gemeinsam vorzunehmende Ausmaßfeststellungen. Die 

Massenermittlung müßte anhand von Aufmaßblättern, Aufmaß­

skizzen bzw. Abrechnungsplänen, auch für außenstehende 

Dritte nachvollziehbar µnd überprUfbar sein. In der vor­

liegenden Form war ein Nachvollzug selbst dem Sachbearbei­

ter nicht mehr möglich. Die Ordnungsmäßigkeit der Massen­

ermittlung muß daher in Zweifel gezogen werden. 

In der Position 11 ist das "Herstellen des Mauer­

werkes in der Durchfahrt im Erdgeschoß" im AusmAß von 

1 ,6 m x 0,72 m x 2,50 m angeführt und mit einer Nettosum­

me von S 4.752,-- in der Schlußrechnung vom 30. August 1980 

verrechnet. 

Am 2. Dezember 1980 wurde von der Fa. Ing. Langmann 

eine Rechnung, Nr. 212/80 (Beilage 19), für das "Abmauern 

von 2 Stück vorhandenen doppelflügeligen Türöffnungen" 

(ohne Angabe der Türgröße, der Mauerstärke und Ziegelquali­

tät) mit der Summe von S 14.254,40 vorgelegt und nach Über­

prüfung der sachlichen Richtigkeit zur Anweisung weiterge­

leitet. Diese Arbeiten wurden ohne Gegenanbot und als "So­

fortauftrag" vergeben. 

Am 15. Dezember 1980 wurde von der Fa. Ing. Lang­

mann eine Rechnung, Nr. 213/80 (Beilage 20), für das "Ab-
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mauern einer 70 cm starken doppelflügeligen Türöffnung" 

(ohne Angabe der Türgröße, der Mauerstärken, der Ziegel­

qualität und des Ortes der Arbeitsdurchführung) mit der 

Summe von S 14.761,80 vorgelegt und nach der Bestätigung 

der sachlichen Richtigkeit und der Preisangemessenheit 

zur Anweisung weitergeleitet. Auch diese Arbeiten wurden 

als "Sofortauftrag" freihändig vergeben. 

Zu diesen "Sofortaufträgen" existiert kein Schrift­

verkehr und konnte auch von der Abteilung für Liegenschafts­

verwaltung keine Aufklärung gegeben werden. 

Die Überprüfung der in Rechnung gestellten Lei­

stungen an Ort und Stelle ergab, daß zur Raumtrennung 

kein Ziegelmauerwerk, sondern Platten als Leichtwandkon­

struktion in der Gesamtstärke von ca. 5 cm verwendet wur­

den. Die Preisangemessenheit ist daher bei der Rechnung 

vom 2. Dezember 1980 nicht gegeben. Da nach Mitteilung 

der Agrartechnischen Abteilung nur eine Türöffnung in ei­

nem 70 cm starken Mauerwerk zu vermauern war, muß ange­

nommen werden, daß es sich bei der in Rechnung gestellten 

Arbeit (Rechnung vom 15. Dezember 1980) um die bereits in 

der Schlußrechnung vom 30. August in der Position 11 ver­

rechnete Leistung handelt. Eine Doppelverrechnung ist da­

her nicht ausgeschlossen. 

In der Position 19 "Regiearbeiten" sind in der 

Schlußrechnung laut Regiezettel vom 13. Juni, 21. und 22. 

Juli 1980 50 Hilfsarbeiterstunden, 3 Stunden für Fuhrwerk 

und eine Sturzgebühr für Reinigungsarbeiten im gesamten 

Gebäude, sowie für das Aufladen und Abführen von Schutt­

und Verpackungsmaterial nach den Professionistenarbeiten 

mit der Nettosumme von S 8.854,-- verrechnet. 

Die Reinigungsarbeiten sind Bestandteil der Posi­

tion 20 und wurden dort auch verrechnet. Die Reinigungs­

arbeiten nach den Professionistenarbeiten sind Nebenlei­

stungen, die anteilsmäßig von jenen Firmen durchzuführen 
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sind, die die Verunreinigung verursacht haben. 

In den einschlägigen ÖNORMEN für Professionisten­

arbeiten ist im Abschnitt "Nebenleistungen" folgendes an­

geführt: 

"Durch die Preise des Angebotes sind folgende Ne­
benleistungen mit abgegolten: 

Beseitigen der bei der eigenen Arbeit übrigblei­
benden Werkstoffe sowie aller von der eigenen Arbeit her­
rührenden Verunreinigungen". 

erkannt, 

Somit wurden diese "Regiearbeiten" zu unrecht an­

bzw. wäre deren Refundierung durch die betraf-

fenen Professionisten erforderlich gewesen. 

In der Position 22 ist das 

"Herstellen von Bestandsplänen, eines Einreichplanes für die 
Baupolizei und die Altstadtkommission einschließlich Stempel­
marken, Lichtpausen, Grundbuchauszug, Bauansuchen, Baube­
schreibung, Wege, Lageplan usw." 

mit der Pauschalsumme von S 7.950,-- verrechnet. 

Es wurden nur 2 Pläne als Bestandspläne im Maßstab 

1:100 und ein Plan im Maßstab 1 :50 angefertigt. Diese Pläne 

sind keine Neuaufnahme, sondern eine Wiedergabe bereits vor­

handener Altbestandspläne im verkleinerten Maßstab. Die 

Pläne sind unvollständig und entsprechen nicht den Anforde­

rungen, die an Bestandspläne gestellt werden. 

Bestandspläne sind vor der Anbotslegung zu erstellen, 

da diese als Grundlage für die Herstellung von Polierplänen 

und von Ausschreibungsunterlagen dienen müssen. Erst auf­

grund dieser Pläne kann eine exakte Massenermittlung vor­

genommen werden. Da für die gegenständlichen Baumaßnahmen 

keine baubehördliche Genehmigung eingeholt wurde, wurde ein 

Großteil der in der Position 22 angeführten Leistungen vom 

Auftragnehmer nicht erbracht. Es wurden daher der Fa. Ing. 

Althaller zum Teil nicht erbrachte Leistungen bezahlt. 
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In der Schlußrechnung sind in der Position 37 

,hlitze verputzt" ) Arbeiten im Gesamtausmaß von 

03.141,45 als Nachtragsanbote verrechnet. Handschrift-

ich ist vermerkt, daß diese Arbeiten für E-Leitungen er­

forderlich waren, und die Preise aus dem Anbot-Baumei­

sterarbeiten der Position 10 (Stemmen und Verputzen) ab­

geleitet sind. 

Die Verrechnung dieser Leistung durch die Fa. Alt­

haller ist deshalb nicht verständlich, weil bei den Elektro­

installationsarbeiten die Stemm- und Verputzarbeiten enthal­

ten waren. 
Die Installationsarbeiten für die Telefonver-

rechnung wurden im Auftrag der Fachabteilung IVa, von der 

Fa. Alpenländische Elektro-Gesellschaft durchgeführt. Aus 

dem Schreiben der Fachabteilung IVa (GZ.: LBD-IVa 52 La 

2-1981/62 vom 3. Oktober 1981) an die Rechtsabteilung 10

geht hervor, daß die Fa. Ing. Althaller im Auftrag der

Alpenländischen Elektro-Gesellschaft die Stemm- und Ver­

putzarbeiten durchgeführt hat (Beilage 21).

Da die der Schlußrechnung angeschlossene Ausmaß­

ermittlung - wie bereits angeführt - ohne Aufmaßblätter 

und Skizzen nicht nachvollziehbar ist, konnte dem Lan­

desrechnungshof nicht angegeben werden, welche Leitungs­

schlitze verputzt wurden. 

Es muß daher angenommen werden, daß der Fa. Ing. 

Althaller für die Pos. 37 der Betrag von netto S 33.141,45 

zuviel ausbezahlt wurde. 

Die Schlußrechnung vom 30. August 1980 wird in den 

Abschnitt A) "Arbeiten laut Anbot" und den Abschnitt B), 

"Arbe i t e n laut Preisvereinbarung", auf g e gliedert . 

Bei den in Abschnitt 8) abgerechneten Arbeiten 

handelt es sich um solche, die in der Ausschreibung nicht 

vorgesehen waren. Für diese Arbeiten sind Nachtragsanbote 
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vorzulegen, deren Preisangemessenheit vor Durchführung 

der Arbeiten zu bestätigen ist. Die diesbezügliche Be­

stimmung der ÖN0RM B 2110 lautet: 

"Bei Änderung der Art der Leistung und bei Lei­
stungen, die im Auftrag nicht vorgesehen sind, hat der 
Auftragnehmer ein Zusatzangebot vorzulegen und mit dem 
Auftraggeber einen neuen Preis auf der Preisgrundlage des 
ursprünglichen Auftrages (Hauptauftrag) zu vereinbaren. 
Mit der Ausführung der betreffenden Leistung darf, ausge­
nommen bei Gefahr im Verzug erst nach Entscheidung des 

' 

Auftraggebers begonnen werden." 

Bei Durchsicht, der der Schlußrechnung beigeleg­

ten Aufmaßblätter sowie der Blätter, mit denen Preisver­

einbarungen für Zusatzarbeiten bestätigt wurden, mußte 

festgestellt werden, daß die Preisangemessenheit nicht vor, 

sondern nach der Arbeitsdurchführung bzw. erst bei der Vor­

lage der Schlußrechnung bestätigt wurde. 

Entsprechende Aufzeichnungen über die rechtzeitige 

Entscheidung des Auftraggebers (vor Beginn der Ausführung) 

sind weder im Akt enthalten, noch der Schlußrechnung ange­

schlossen. 

3.1.3Zimmermannsarbeiten 

Die Zimmermannsarbeiten wurden am 7. Jänner 1980 

beschränkt ausgeschrieben und wurden zur Anbotslegung drei 

Firmen eingeladen. Die Anbotseröffnung fand am 16. Jänner 

1980 statt. Billigstbieter war die Fa. Ing. W. Althaller 

mit der Anbotssumme von S 395.725,98 . Die Auftragsertei­

lung erfolgte nach dem Beschluß der Steiermärkischen Lan­

desregierung vom 10. März 1980 am 12 . März 1980. 

Für Leistungen dieser Größenordnung wurden zuwenig 

Bieter eingeladen. 
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Laut korrigierter Schlußrechnung vom 13. Okto­

ber 1980 waren Leistungen in der Höhe von brutto 

S 342.957,56 erbracht worden, das ist eine Minderlei­

stung von S 52.768,42, d.s. ca. 13 % der Anbotssumme. 

Bei der Gegenüberstellung von Anbot und Schluß­

rechnung wurde festgestellt, daß durch Massenminderun­

gen bei den Positionen 1 bis 3 von der angebotenen 

Nettosumme in der Höhe von S 137.340,-- S 74.035,--, 

d.s. 54 �� dieser Positionen und ca. 22 % der Netto­

Anbotssumme,nicht zur Ausführung gekommen sind.

In der Schlußrechnung mit der Nettosumme von 

S 290.642,-- wurden jedoch zusätzliche Leistungen in 

der Höhe von S 75.790,84 für nicht in der Ausschreibung 

vorgesehene Arbeiten ermittelt, d.s. 26 % der Abrechnungs­

summe. 

Die Ursache der Abweichung vom Anbot ist vorwie­
gend auf eine unexakte Leistungserfassung und eine unge­
naue Massenermittlung zurückzuführen. 

Die Positionen 5, 7 und 8 der Ausschreibung sind 

keine Zimmererarbeiten, sondern ausschließlich Arbeiten 

für das Tischlergewerbe und wurden mit rund S 150.000,--, 

d.s. ca. 44 % der Nettoauftragssumme, angeboten. Es ist

nicht verständlich, warum diese Arbeiten nicht als eigene

Tischlerarbeiten ausgeschrieben wurden. Von den 3 zur An­

botslegung eingeladenen Firmen sind die Firmen Ing. Alt­

haller und Ing. Wirnsberger nicht berechtigt, Tischlerar­

beiten durchzuführen. Außerdem besitzt die Fa. Ing. Wirns­

berger, wie die Handelskammer mitteilte, auch keine Ge­

werbeberechtigung für Zimmermannsarbeiten. Die Billigst­

bieterfirma Ing. Althaller hat also für die Tischlerarbei­

ten keine Gewerbeberechtiqung. Somit wurde bei der Vergabe

der Arbeiten die Gewerbeordnung und die ÖNORM A 2050 ver­
letzt, in der im Abschnitt 1, Punkt 1, 32 "Grundsätze für

die Vergebung", angeführt ist: 
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"Aufträge dürfen nur an Unternehmen vergeben werden, 
die zuverlässig sowie zur Erbringung der Leistung be­
fugt und fähig sind." 

Bei beschränkten Ausschreibungen ist vom Auf­

traggeber vor Einladung zur Anbotsstellung zu prüfen, 

ob die vorgenannten "Grundsätze für die Vergebung" er­

füllt sind. 

Auch bei dieser Ausschreibung mußten folgende 

Mängel festgestellt werden: 

* Im Anbotsschreiben bzw. in den Vorbemerkungen zum

Anbot fehlen wesentliche Punkte, die für eine ord-

nungsgemäße Kalkulation erforderlich sind.

* Die Anbote wurden nach der Anbotseröffnung nicht,

wie es die ÖNORM B 2050, Punkt 4,22, vorsieht, ge­

kennzeichnet, sodaß ein nachträgliches Auswechseln

feststellbar wäre.

* Die Leistungen des Auftragnehmers wurden nach deren

Fertigstellung vom Auftraggeber nicht abgenommen.

Zum gleichen Sachverhalt wurde vom Landesrech­

nungshof bereits in der Leistungsgruppe "Baumeisterar­

beiten" Stellung genommen. 

In der Schlußrechnung vom 13. Oktober 1980 wurden 

laut Stundenlisten Regiearbeiten am 28. August 1980 und 

vom 8. bis 10. September 1980 für das Reinioen von Räumen 

nach Professionistenarbeiten verrechnet (Beilagen 22 und 

2 3) • 

In der Position 17 der Schlußrechnung wurde als 

zusätzliche Leistung die Schuttabfuhr verrechnet (siehe 

Aufmaßblatt Seite 10, Beilage 24). 

Diese Reinigungsarbeiten wären von den Verur­

sachern als Nebenleistung auf ihre Kosten durchzuführen 
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gewesen, bzw. hätte der verrechnete Betrag vom Verur­

sacher zurückgefordert werden müssen. 

3.1.4 Kleinrechnungen 

Bei der Durchsicht einiger Kleinrechnungen wur-

den folgende Mängel festgestellt: 

Rechnung der Fa. Adolf Geier vom 16. Dezember 1980 

über Maler- und Tapeziererarbeiten (Beilage 25): 

Am 1. Dezember 1980 wurde von der Fa. Geier ein An­

bot über Maler- und Anstreicherarbeiten mit folgendem In­

halt vorgelegt: 

11 Pos. 

Pos. 

Pos. 

Pos. 

1 ) 

2 ) 

3) 

4) 

Malerei in Leimfarbe 
250 m2 a s 26,-- = s 

Malerei in Dispersion 
30 m2 a s 60,-- = s 

Anstrich an Fenster und 
80 m2 a s 140,-- = s 

1 0 Regiestunden 
a s 175,-- = s 

netto = s 

brutto = s 

6.500,--

1.800,--

Türen 
11.200,--

1.750,--

21.250,--

25.075,-- II 

Im Auftragsschreiben vom 2. Dezember 1980 wurde 

die Firma mit der D urchführung von Maler- und Tapezierer­

arbeiten in der Höhe von S 25.075,-- beauftragt. Tapezie­

rerarbeiten sind im Anbot nicht enthalten. Aus der Rech­

nung vom 16. Dezember 1980 mit der Bruttosumme von 

S 24.924,95 ist ersichtlich, daß die Positionen 1 und 3 

des Anbotes nicht zur Ausführung kamen, und dafür Tape­

ziererarbeiten, für die vor der Auftragserteilung kein 

Einheitspreis festgelegt wurde, zur Ausführung kamen. 

Diese Vorgangsweise ist dem Landesrechnungshof 

unverständlich und muß aus folgenden Gründen kritisiert 

werden: 
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* Die Maler-, Anstreicher- und Tapeziererarbeiten wur­

den ohnehin am 7. Jänner 1980 beschränkt ausgeschrie­

ben. Der Billigstbieter, die Fa. G.Kollv, erhielt

am 12. März 1980 den Auftrag in der Höhe von

S 379.974,16.

* Im Auftrag an die Fa. Kolly wurden 300 m2 Rauhfaser­

tapete einschließlich Dispersionsfarbe auf Decken­

flächen zum Einheitspreis von S 54,-- angeboten, aus­

geführt wurden nur 42,14 m2. Von der Fa. A. Geier wur­

den zum Einheitspreis von S 70,--, 185,90 m2 ausge­

führt.

* Im Kostenanbot der Fa. A. Geier wurden Arbeiten, die

bereits öffentlich ausgeschrieben und vergeben waren,

zu höheren Einheitspreisen angeboten, und es erfolgte

daraufhin die Vergabe. Z.B. wurde die Malerei in Leim­

farbe von der Fa. G. Kolly zum Einheitspreis von

S 19,20 (100 %) und von der Fa. A. Geier zum Einheits­

preis von S 26,-- (160 %) angeboten.

* Das Kostenanbot der Fa. A. Geier vom 1. Dezember 1980

beinhaltete weder die Art noch das Ausmaß jener Arbei­

ten, die lt. Rechnung vom 16. Dezember 1980 ausgeführt

wurden.

Rechnung der Fa. Franz Stoiser vom 17. Dezember 

1980 über Fliesenlegerarbeiten (Beilage 26): 

Am 3. November 1980 wurde von der Fa. Stoiser ein 

Anbot über die Lieferung und Verlegung von Wand- und Bo­

denfliesen in der Höhe von netto S 15.290,-- erstellt. In 

den Einzelpositionen wurde keine Aussage über Fabrikat, 

Format, Qualität, Farbe und Glasur gemacht. 

Durch das Fehlen dieser Angaben ist dem Auftrag­

geber die Prüfung der Preisangemessenheit nicht möglich. 
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Die Arbeit wurde ohne Einholung von Vergleichs­

anboten freihändig vergeben. 

Die Rechnung mit der Nettosumme von S 14.588,45 

trägt das Datum 17. Dezember 1980. Der schriftliche Auf­

trag wurde jedoch erst am 18. Dezember 1980 mittels Be­

stellschein erteilt. Eine prüffähige Massenermittlung 

liegt der Rechnung nicht bei. 

Rechnung der Fa. Althaller vom 18. Dezember 1980 

über Regiearbeiten (Beilage 27): 

Von der Fa. Althaller wurde für verschiedene Re­

giearbeiten eine Rechnung in der Höhe von S 7.965,-- ge­

legt, in der nur die Anzahl der Stunden, jedoch nicht die 

Art der Leistung angeführt ist. Die Rechnung wurde von 

der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung ohne Hinweis 

auf die erbrachte Tätigkeit zur Auszahlung freigegeben. 

Das Abhaken der Ansätze und Zahlenangaben, das zum Zei­

chen der rechnerischen Prüfung - laut der Verordnung der 

Steiermärkischen Landesregierung vom 28. November 1966 

über die Prüfung der Belege und Anweisungen der Zahlun­

gen - angeordnet ist, wurde unterlassen. 

In der Baumeisterausschreibung für dieses Bauvor­

haben wurde von der Fa. Althaller die Maurerstunde mit 

S 185,-- (100 %) und die Hilfsarbeiterstunde mit S 158,-­

(100 %) angeboten. Im gegenständlichen "Sofortauftrag" 

wurde die Maurerstunde mit S 195,-- (105 %) und die Hilfs­

arbeiterstunde mit S 166,-- (105 % abgerechnet. 

Auch die Regiearbeiten der Fa. Althaller in der 

Rechnung vom 5. Dezember 1980 wurden ebenfalls ohne An­

gabe, welche Leistungen ausgeführt wurden, akzeptiert 

(Beilage 28). 
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3.2 Adaptierungsarbeiten in der Burggasse 9 

3.2.1 Einleitung der Baumaßnahmen 

Mit Schreiben vom 6. Februar 1981, GZ.: 10 - 34 

B 26/10 - 1981, übermittelte die Rechtsabteilung 10 der 

Abteilung für Liegenschaftsverwaltung zwei Verfügungen, 

in denen mitgeteilt wird, daß nach Adaptierung durch die 

Abteilung für Liegenschaftsverwaltung im Haus Burggasse 9 

a) die Räume mit den Nummern 8 - 13 der Landesbuchhaltung

als Diensträume und

b) die Räume mit den Nummern 5 - 7 der Landesamtsdirektion

zur Erweiterung der Mikrofilmstelle,

zugewiesen werden. 

Ohne vorangegangene Ermittlung der voraussicht­

lichen Gesamtbaukosten wurden am 25. Februar 1981 die er­

forderlichen Arbeiten beschränkt ausgeschrieben. Die An­

botseröffnung erfolgte am 6. März 1981. 

Die Gesamtbaukosten wurden aufgrund der Anbotser­

öffnung mit S 1,799.820,12 ermittelt. 

Bei der Antragstellung zur Vergabe der Arbeiten 

an die Bestbieter (Beilage 29) wurde jedoch die Summe von 

S 1 ,250.000,-- beantragt. Das sind um ca. 31 % weniger als 

das Anbotsergebnis. Als Begründung wurde angeführt, 

"daß in der Anbotsgesamtsumme Leistungen enthalten sind, 
die zur Zeit noch nicht unbedingt erforderlich sind. Um 
Einsparungen zu erzielen, wurden diese Posten herausge­
nommen". 

Es wurden folgende Kürzungen vorgenommen: 

Baumeisterarbeiten 

Malerarbeiten 

Tischlerarbeiten 

um ca. 45 �� 

um ca. 45 �� 

um ca. 37 �� 
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Elektroarbeiten um ca. 29 01 
,o 

Heizung um ca. 10 01 
,o 

Fußbodenlegerarbeiten um ca. 1 2 01 
,o 

Glaserarbeiten um ca. 52 01 
,o 

Verdunkelungen um ca. 14 01 
,o 

Diese Leistungsreduktion zeigt auf, daß die Er­

stellung der Leistungsverzeichnisse nicht unter Bedacht­

nahme auf Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit durchgeführt wur­

de. 

Vor jeder Ausschreibung ist eine genaue Massenbe­

rechnung durchzuführen, damit 

* spekulative Anbotsgestaltungen ohne Erfolg bleiben,

* für alle Bieter gleiche Wettbewerbsvoraussetzungen

bestehen und

* die Anbots- und Vergabesummen der Steiermärkischen

Landesregierung genaue Auskunft über die zu erwarten­

den Gesamtkosten geben.

Der Beschluß der Steiermärkischen Landesregierung 

über die Adaptierung von zusätzlichen Büroräumen mit dem 

gekürzten Aufwand erfolgte am 23. März 1981. 

Am gleichen Tag, an dem um die Freigabe des Betra­

ges von 1,25 Mio. S angesucht wurde, wurde ein Antrag um 

die Freigabe von zusätzlich S 305.000,-- für "lnstand­

haltungsarbeiten" im selben Amtsgebäude gestellt (Beila­

ge 30). 

In diesem Antrag wird angeführt, daß die Stuck­

decke im Stiegenhaus starke Schäden aufweist, und daß 

Passanten durch herabfallende Putzteile ernstlich ge­

fährdet sind. Es wird noch angeführt, 
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"daß die im Stiegenhaus anfallenden Sanierungs- und Siche­
rungsarbeiten mit den übrigen Adaptierungsarbeiten ausge­
schrieben wurden. Aus Zweckmäßigkeitsgründen sind jedoch 
die Arbeiten für das Stiegenhaus getrennt zu vergeben". 

Um die Freigabe dieses Betrages wurde bei der Post 

6140 "Instandhaltung" ersucht. 

Es wurde nicht um die Zustimmung zur Vergabe für jene 

Arbeiten ersucht, die tatsächlich zur Behebung des Scha-

dens erforderlich gewesen wären. 

Die in der Baumeisterausschreibung angeführten 

Leistungen für das Ausbessern von reinen Putzflächen an der 

Stuckdecke und der Gesimse im Stiegenhaus wurden im Rahmen 

des auf S 200.000,-- reduzierten Baumeisterauftrages durch­

geführt. 

Es ist somit die Begründung der Leistungsreduktion 

für die Adaptierungsarbeiten auf S 1,250.000,-- und auch 

für die Adaptieruno. des Stiegenhauses mit S 305.000,-- un­

richtig. 
Auch die Verrechnung der Adaptierungsarbeiten des 

Stiegenhauses bei der Post 6140 "Instandhaltung" ist un­

richtig. 

Die Instandhaltung beinhaltet Arbeiten, durch die 

lediglich der bisherige Zustand wiederhergestellt wird und 

nicht größere Reparaturen, bei denen auch eine bedeutende 

Wertvermehrung eintritt. Dies sind Instandsetzungen, welche 

bei der Post 0632 "Neubauten und Instandsetzungen" zu ver­

rechnen sind. 

Für diese getrennte Antragstellung wurden "kredit­

technische Gründe" bekanntgegeben. 

Wie schon vorhin bemerkt, wurden die zur Behebung 

des Schadens erforderlichen Baumeisterarbeiten im Rahmen 

der Adaptierung des Stiegenhauses nicht angeführt, wohl 

aber die Überholung der beschädigten 60 Jahre alten 
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E-Installation einschließlich der dazugehörigen Gang­

beleuchtung. 

Zu dieser Vorgangsweise stellt der Landesrech­

nungshof fest, daß 

* für eine getrennte Vergabe keine technische Not­

wendigkeit gegeben war,

* eine teilweise Verrechnung als Instandhaltung un­

richtig ist und

* die Steiermärkische Landesregierung über die tat­

sächlich erforderlichen Adaptierungskosten unrich­

tig informiert wurde.

Der Gesamtauftrag aufgrund des Ausschreibungser­

gebnisses von 1,8 Mio. S belief sich auf 1,555 Mio. S 

und nicht, wie es im Antrag hieß, auf 1,25 Mio. S. 

3.2.2 Baumeisterarbeiten 

Die Adaptierungsarbeiten wurden am 25. Februar 

1981 beschränkt ausgeschrieben, fünf Firmen wurden zur An­

botslegung eingeladen. Die Anbotseröffnung fand am 6. März 

1981 statt. Billigstbieter war die Fa. Ing. Langmann mit 

der Anbotssumme von S 357.813,76. 

Der Auftrag wurde mit dem Vermerk: 

"Umbauarbeiten im Haus Bürgergasse 9 (ohne Stiegenhaus)" 

und einer reduzierten Kostensumme von S 200.000,-- er­

teilt. 

Im Auftragsschreiben vom 7. April 1981 wird die 

Bedingung gestellt, daß die Arbeiten sofort zu beginnen 

und am 10. April 1981, also drei Tage später ( ! ), zu be­

enden sind. 

"Ansonsten wird von der Endabrechnung täglich ein Pönale 

von S 3.000,-- in Abzug gebracht." 

Ein Bautagebuch, aus dem der tatsächliche Baube-
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ginn und die Baufertigstellung ersichtlich wären, wurde 

nicht geführt. Aus den Regiezetteln konnte lediglich ent­

nommen werden, daß am 14. Juli, also 3 Monate später, 

noch Reinigungsarbeiten durchgeführt wurden. Ein Pönale 

wurde nicht in Anspruch genommen. 

Im Anbotsschreiben bzw. in den Vorbemerkungen zum 

Anbot fehlen die bereits unter Punkt 3.1 .2 angeführten 

wesentlichen Punkte bzw. Festlegungen, die nach Ansicht 

des Landesrechnungshofs für eine ordnungsgemäße Kalkula­

tion und somit Anbotslegung unbedingt erforderlich sind. 

Bei der stichprobenartigen Prüfung wurden noch 

folgende Mängel festgestellt: 

* Die Anbote wurden nach der Anbotseröffnung nicht,

wie es die ÖN0RM B 2050, Punkt 4,22, vorsieht, ge­

kennzeichnet, sodaß ein nachträgliches Auswechseln

feststellbar wäre.

* Die Leistungen des Auftragnehmers wurden nach deren

Fertigstellung vom Auftraggeber nicht abgenommen.

* Die für die Abrechnung notwendigen Ausmaßfeststellun­

gen wurden nicht gemeinsam, sondern nur von der bau­

ausführenden Firma erstellt und auch nur von dieser

abgezeichent. Die massenmäßige Prüfung wurde weder

durch Abhaken noch durch die Unterschrift belegt.

Skizzen oder Pläne konnten zur Prüfung nicht vorge­

legt werden.

In der Schlußrechnung ist die Schuttabfuhr 

mittels 6 Stück Container mit der Nettosumme von S 5.640,-­

verrechnet. Der Landesrechnungshof stellt die Richtigkeit 

der Verrechnung in Frage, da in den Positionen "Abtragen 

von Zwischenwänden" und "Herstellen von Wanddurchbrüchen" 

die Schuttabfuhr im Einheitspreis enthalten ist. Da die 
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zusätzliche Notwendigkeit der Verfuhr von Schuttmaterial 

dem Landesrechnungshof nicht nachgewiesen werden konnte, 

muß eine ungerechtfertigte Doppelverrechnung angenommen 

werden. 

Bei der Durchsicht der in Rechnung gestellten 

Regiearbeiten wurde folgendes festgestellt: 

In der Schlußrechnung wurden laut Regieausweise 

N r . 1 - 5 4 P o 1 i e r-, 5 F a c h a r b e i t e r -, 9 1 H e 1 f e r - u n d 2 7 

Lehrlingsstunden mit einer Nettosumme von S 21.401 ,-- für 

das Schuttabräumen nach Professionistenarbeiten verrech­

net. Für den Abtransport von "Fremdschutt" wurden 5 Con­

tainer mit einer Nettosumme von S 4. 700, -- in Rechnung ge­

stellt. 

Vom Landesrechnungshof wird dazu bemerkt, daß nach 

den einschlägigen ÖN0RMEN 

"das Beseitigen der bei der Arbeit übrigbleibenden eigenen 
Werkstoffe sowie aller von der eigenen Arbeit herrührenden 
Verunreinigungen und des Bauschuttes" 

als Nebenleistungen in den Preisen des Anbotes enthalten 

sind. Die Beseitigung des Schuttmaterials wäre demnach von 

den Verursachern und �uf deren Kosten durchzuführen ge­

wesen. 

Ergänzend wird bemerkt, daß es grundsätzlich unzu­

lässiq ist, für die Schutträumunq den Reqiestundenpreis 

von Polier- und Facharbeiten zu akzeptieren. 

Im Regieausweisblatt Nr. 1 wurden am 2. April 

1981 für die Schutträumung nach Elektroarbeiten 5 Helfer­

und 7 Lehrlingsstunden angeführt. Da diese Arbeiten je­

doch schon in der Schlußrechnung der Elektroarbeiten ver­

gütet wurden, liegt hier eine Doppelverrechnung vor. 

Im Regieausweisblatt Nr. 2 werden am 8. April 1981 

für das Gerüsten für �/andverputzarbeiten 3 Polier-, 7 Fach­

arbeiter-, 7 Helfer- und 7 Lehrlingsstunden sowie der Pfo-
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stentransport mit einer Nettosumme von S 4.405,-- in 

Rechnung gestellt. 

Laut der ÖN0RM B 2206, "Maurer- und Verputzarbei­

ten", ist das "Beistellen von Böckel- und Schragengerü­

sten und dergleichen" als Nebenleistung in den Preisen 

des Anbotes enthalten. In der Position "Putzausbesserun­

gen" ist außerdem die Gerätebeistellung angeführt. Es wur­

den demnach auch diese Regieleistungen ungerechtfertigt 

anerkannt. 

In der Schlußrechnung wird eine 7,9%ige Lohner­

höhung mit einer Summe von S 13.744,6 0 verrechnet. 
Hiezu ist festzustellen: 

* Im "Anbotsgeschäftsbrief" ist angeführt, daß für Lohn-

erhöhungen die Empfehlungen des Bundesministeriums

für Finanzen als verbindlich gelten.

* In den Vorbemerkungen des Anbotes wird bemerkt, daß

eventuell auftretende Preisveränderungen den Bestim­

mungen der ÖN0RM B 2111 "Veränderliche Preise" unter­

liegen.

* Im Auftragsschreiben vom 7. April 1981 wird die Ar­

beit jedoch zu Festpreisen vergeben.

Da von der Fa. Ing. Langmann der Auftrag ohne Wi­

derspruch angenommen wurde, hat der Auftragnehmer die Ver­

gabe der Arbeiten zu Festpreisen akzeptiert. 

Die Anerkennung der Lohnerhöhung ist daher nicht 

gerechtfertigt. 

Mit Ausnahme von langfristigen Verträgen ist in 

Übereinstimmung mit einschlägigen ÖN0RMEN grundsätzlich 

zu Festpreisen auszuschreiben und zu vergeben. Als "lang­

fristig" wird vom Landesrechnungshof eine Zeit von über 

12 Monaten von der Anbotsabgabe bis zur Fertigstellung 

angesehen. 
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Für einen Deckendurchbruch (d = 70 cm) zum Zwecke 

der Verlegung von Heizungsrohren wurden Regieleistungen 

mit einer Nettosumme von S 3.833,-- in Rechnung gestellt. Im 

Leistungsverzeichnis wurden für einen Durchbruch bis 60 cm 
S 325,- angeboten. 

Umgerechnet auf die Deckenst2rke von 70 cm ergibt 

dies einen Betrag von ca. S 380,--. Es wurde somit für 

diese Leistung ein Betrag von über S 3.000,-- zuviel aus­

bezahlt. 

3.2.3 Maler- und Anstreicherarbeiten 

Diese wurden am 25. Februar 1981 beschränkt aus­

geschrieben und am 7. April 1981 an den Billigstbieter, 

die Fa. Adolf Geier, vergeben. Die reduzierte Auftrags­

summe betrug S 223.710,--. 

In der Vorbemerkung zum Anbot wird angeführt, 

"daß die Termine zur Beendigung der Arbeiten sehr kurz 
sind. Bei Auftragserteilung ist mit verstärktem Arbeits­
einsatz zu rechnen". 

Es wird noch vermerkt, daß entgegen den üblichen 

Bedingungen der ÖN0RM ein erhöhtes Pönale von minde­

stens S 3.000,-- per Kalendertag (also auch Samstag und 

Sonntag) vorgesehen ist, und bei notwendigen Überstunden 

diese nicht gesondert vergütet werden. 

Im Auftragsschreiben vom 7. April 1981 ist die 

Fertigstellungsfrist mit 22. April 1981 (15 Kalendertage) 

angegeben. 

Aus der Schlußrechnung vom 2. Juli 1981 ist er­

sichtlich, daß die Arbeiten im April begonnen, jedoch 

erst im Juni beendet wurden. In den Regiestundenlisten 

sind noch bis zum 26. Juni Ausbesserungen an Maler- und 

Anstreicherarbeiten angeführt. Ein Pönale wurde nicht in 

Rechnung gestellt. 
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Durch die in der Vorbemerkung zum Anbot enthal­

tenen Formulierungen: 

"sehr kurzen Termine" und 

" v e r s t ä r 1, t e A r b e i t s e i n s a t z " , s o w i e , d a ß 

"bei Inanspruchnahme notwendiger Überstunden diese 

nicht gesondert vergütet werden", 

wurden von den Firmen offensichtlich höhere Einheitspreise 

angeboten, um den zu erwartenden Megraufwand abdecken zu können. 

Durch die tatsächlich eingetretene Terminüber­

schreitung und das nicht in Anspruch genommene Pönale 

sind somit ungerechtfertigte Preisvorteile für den Auf­

tragnehmer entstanden. 

In der Massenaufstellung der Schlußrechnung ist 

in der Position "Malerei" ein Zuschlag von 50 �� für das 

Stiegenhaus im Ausmaß von 448,58 m2, d.s. netto 

S 12.560,24, verrechnet worden. 

Da im Leistungsverzeichnis dieser Position u.a. 

folgendes angeführt ist: 

"In den Preis sind sämtliche Zuschläge wie Höhenzuschlag, 
Zuschlag für Mehrfärbigkeit, Stiegenhauszuschlag usw. 
miteinzurechnen und werden nicht gesondert vergütet", 

ist die Anerkennung dieses Zuschlages unqerechtfertiat. 

An Regieleistungen wurden 40 Meister- und 80 Fach­

arbeiterstunden in Rechnung gestellt. Die Regiestundenauf­

zeichnungen waren den Prüfungsunterlagen nicht beigelegt 

und wurden erst später nachgereicht. 

Die 40 Meisterstunden wären nur dann gerechtfer­

tigt, wenn es sich bei diesen Regiearbeiten um eine so 

ausgefallene und schwierige Arbeit gehandelt hat, die 

nicht von Facharbeitern alleine zu bewerkstelligen wäre. 

Die Tatsache, daß bei einem kleinen Meisterbetrieb der 
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Meister selbst mitarbeitet, ist nicht ausreichend. 

Die 40 Meisterregiestunden wurden laut Wochen­

bericht vom 4. bis 8. Mai 1981 für Ausbesserungsarbei­

ten an Stuckdecken in Büroräumen geleistet. Solche Ar­

beiten erfordern auch untergeordnete Hilfsleistungen, 

die von Helfern bzw. Lehrlingen durchgeführt werden 

k6nnen. Es ist daher nicht richtig, daß die 40 Meister­

stunden voll anerkannt wurden. Ungew6hnlich ist auch die 

Tatsache, daß für die geleistete Arbeit kein Material 

verrechnet wurde. 

Laut Wochenbericht vom 22. bis 26. Juni 1981 

wurden für Ausbesserungsarbeiten an "Maler- und Anstrei­

cherarbeiten" 80 Regiestunden für Facharbeiter verrech­

net, d.s. netto S 14.400,--. Das entspricht, umgerechnet 

auf den Einheitspreis von S 28,--/m2, der Position 

"Malen von Wänden und Decken" (einschließlich Material), 

einer Fläche von ca. 500 m2, d.s. 25 % der tatsächlich 

durchgeführten Malerarbeiten in den Gängen und Büroräumen. 

Ausbesserungsarbeiten an bereits fertiggestellten 

Arbeiten sind anteilsmäßig von jenen Firmen zu bezahlen, 

die den Schaden verursacht haben. Auch in diesem Fall wur­

den weder Helferstunden noch aufgewendetes Material ver­

rechnet. 

3.3 Straßenseitige Fassadeninstandsetzung der Alten Burg 

3.3.1 Einleitung der Baumaßnahmen 

Die Fassade im rückwärtigen Hof der Alten Burg 

wurde im Jahre 1978 instandgesetzt. Aus kredittechnischen 

Gründen wurde die Instandsetzung der straßenseitigen Fas­

sade der Alten Burg - einschließlich Durchfahrt- auf das 

Jahr 1979 verschoben. 
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Die Vergabe der Baumeister-, Maler- und Anstrei­

cherarbeiten aufgrund beschränkter Ausschreibungen - wie 

es im Regierungssitzungs-AV heißt - wurde mit Beschluß 

der Steiermärkischen Landesregierung vom 16. Juli 1979 

an die bestbietenden Firmen genehmigt (Beilage 31). 

Die Maler- und Anstreicherarbeiten wurden nicht, 

wie im Regierungssitzungs-AV beschrieben und wie es die 

Vergebungsvorschrift für das Land Steiermark für Beträge 

über S 40.000,-- vorsieht, beschränkt ausgeschrieben. Es 

handelt sich hier, da nur drei Anbote formlos eingeholt 

wurden, um eine freihändige Vergabe. 

3.3.2 Baumeisterarbeiten 

Die Baumeisterarbeiten wurden laut Angabe der Ab­

teilung für Liegenschaftsverwaltung beschränkt ausgeschrie­

ben und fünf Firmen zur Anbotslegung eingeladen. Billigst­

bieter war die Fa. Ing. W. Althaller mit der Anbotssumme 

von S 497.268,52. 

Eine schriftliche Einladung zur Anbotslegung wurde 

dem Landesrechnungshof trotz Aufforderung nicht vorgelegt. 

Gemäß ÖNORM A 2050, Punkt 1,422, ist eine beschränk­

te Ausschreibung, die an eine beschränkte Anzahl von Unter­

nehmern gerichtete schriftliche Aufforderung, Anbote ein­

zureichen. 

In der Niederschrift über die Eröffnung der An­

bote (Beilage 32), wurde eine Reihe wesentlicher Formfehler 

festgestellt: 

* Der Tag der Anbotseröffnung wurde nicht angegeben.

* Beginn und Schluß der Anbotseröffnung wurden nicht

eingetragen.
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* Die Gesamtzahl der Anbote wurde in der dafür vorge­

sehenen Rubrik mit "4" eingetragen, angeführt sind

5 Anbote.

Es muß daher die Ordnungsmäßigkeit dieser "be­

schränkten Ausschreibung" in Zweifel gezogen werden. 

Bei der stichprobenartigen Prüfung der Anbote 

wurden noch folgende Mängel festgestellt: 

* Das Anbot der Fa. Mayreder wurde rechnerisch nicht

geprüft.

* Die Anbote wurden nach der Anbotseröffnung nicht so

gekennzeichnet, daß ein nachträgliches Auswechseln

feststellbar ist.

Die Leistungen wurden nach Fertigstellung nicht 

abgenommen. Ein Abnahmeprotokoll ist daher nicht vorhan­

den. 

Die von der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung 

dem Landesrechnungshof nachgereichte "gemeinsame Ausmaß­

feststellung" war äußerst mangelhaft und in keiner prüf­

fähigen Form aufgestellt. Es war daher nicht möglich, die 

Massenaufstellung auf ihre Richtigkeit zu prüfen. 

Die für die Abrechnung notwendigen, gemeinsam mit 

dem Auftragnehmer vorzunehmenden Ausmaßfeststellungen 

sind mit wesentlich mehr Sorgfalt durchzuführen. 

Bei der stichprobenartigen Überprüfung der Schluß­

rechnung wurde festgestellt, daß die Mengen einzelner Lei­

stungspositionen gegenüber dem Anbot große Unterschiede 

aufweisen. So wurde z.B. die Position "Schragengerüst im 

Burgtor" um 254 ��überzogen. Gerade für diese Position 

wäre durch die genaue Kenntnis der vorgesehenen Arbeiten 

eine exakte Ausmaßermittlung möglich gewesen. 
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Im Anbot wurde die Position "Putz herstellen mit 

Perlitematerial bis 3 cm Stärke" mit einem Einheitspreis 

von S 263,--/m2 angeboten. In der Schlußrechnung ist nun­

mehr für diese Position eine Aufzahlung für eine Mehr­

stärke von 3 cm "laut Preisvereinbarungen", also als Nach­

tragsanbot, mit S 261,--/m2 verrechnet und anerkannt. In 

der "Preisvereinbarung" wurde als Aufzahlung für je cm 

Mehrstärke ein Einheitspreis von S 87,--/m2 ohne entspre­

chende Preisherleitung angeführt, und in der Rechnung dann 

für die 3 cm Mehrstärke das Flächenausmaß der gesamten Po­

sition verdreifacht. 

Hiezu wird festgestellt, daß 

* der nachträglich frei vereinbarte Einheitspreis we­

sentlich überhöht ist, da eine Aufzahlung für eine

Mehrstärke von 3 cm keinesfalls den gleichen Arbeits­

und Materialaufwand, wie die Putzherstellung bis zu

3 cm Stärke mit Zementmörtelvorspritz und Feinverputz

erfordert, und

* eine nachträgliche Aufzahlung auf die gesamte Position

für 3 cm Mehrstärke nicht gerechtfertigt ist, da die

tatsächlich erforderliche Putzstärke vor der Ausschrei­

bung zu ermitteln ist. Da laut Schlußrechnung auf die

gesamte Fläche diese Mehrstärke von 3 cm verrechnet

wurde, war demnach eine gleichmäßige Putzstärke auf­

zubringen.

Das Fehlen der Preisvereinbarung vor der Ausführung 

und vor allem das Fehlen der Preisherleitung auf Preisbasis 

des ursprünglichen Auftrages in prüffähiger Form wird be­

mängelt. 

Wie im Kapitel 3.5 dieses Berichtes behandelt, 

wurde im Jahr 1980 vom gleichen Auftragnehmer die Ostfas­

sade an der Burg instandgesetzt. In diesem Anbot vom 28. 

Mai 1980 wurde bereits als eigene Position eine Aufzahlung 
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für die Mehrstärke von Perliteputz ausgeschrieben und 

mit S 47,-- je cm und m2 angeboten. Der nachträglich 

vereinbarte Einheitspreis von S 87,-- je m2 ist somit 

weit überhöht. 

Die Abteilung für Liegenschaftsverwaltung wurde 

um Aufklärung ersucht. Daraufhin wurde das in der Beilage 

33 angeschlossene Schreiben der bauausführenden Firma 

vorgelegt. Die darin enthaltene sachliche Begründung ist 

unrichtig und durch den bei der Ostfassade angebotenen 

Einheitspreis von S 47,-- je m2 widerlegt. Grundsätzlich 

wird jedoch festgestellt, daß die Preisangemessenheit für 

Nachtragsarbeiten durch den Auftraggeber zu überprüfen ist 

und daher eine diesbezügliche Aufklärung auch von diesem 

und nicht von der bauausführenden Firma erwartet wird. 

Als zusätzliche Leistung wurde für eine "Schutz­

blende für Fußgänger während der Verputzarbeiten" eine 

Summe von S 21.530,88 verrechnet. 

Die Anerkennung dieser Summe ist nicht gerecht­

fertigt, da es sich um eine Nebenleistung handelt. In der 

ÖNORM B 2206 ist im Abschnitt 3 "Nebenleistungen" folgen­

des angeführt: 

"Durch die Preise des Anbotes sind folgende Neben­
leistungen mitabgegolten: 

Punkt 3,06 Beistellen und Instandhalten von Schutz- und 
Sicherheitsvorkehrungen üblicher Art für Per­
sonen und Sachen sowie der aus Sicherheitsrück­
sichten notwendigen Einplankungen und Abfrie­
dungen." 

Auch wurde eine "oftmalige Straßenreinigung" mit 

einer Pauschalsumme von S 13.356,-- verrechnet. Auch die­

se Arbeiten sind als Nebenleistungen mit den Einheits­

preisen abgegolten. 
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3.3.3 Malerarbeiten 

Für das Streichen der Fassade wurden drei Anbote 

eingeholt. Billigstbieter war die Fa. Adolf Geier mit 

dem Anbotspreis von S 41.300,-- (Beilage 34). 

Der Positionstext: 

"lockere Putzteile abscheren, verputzen und flourtieren, 
danach 2 x mit Fassadenfarbe streichen (Farbe nach Wahl 
des Auftraggebers)" 

ist unverständlich, da das Malergewerbe nicht berechtigt 

ist, solche Arbeiten durchzuführen, und weiters zu diesem 

Zeitpunkt Baumeisteranbote für Putzausbesserungsarbeiten 

vorlagen. Es waren demnach Arbeiten ausgeschrieben, die 

einzukalkulieren, nicht aber zu erbringen waren. Das An­

bieten überhöhter Einheitspreise ist die Folge. 

Ausgeschrieben und angeboten wurden 500 m2, abge­

rechnet wurden 620,91 m2. Die Massenüberschreitung beträgt 

somit 24 %. Diese ungenaue Massenermittlung für die Aus­

schreibung ist unverständlich, da die vorhandene Fassaden­

fläche eine exakte Massenfeststellung vor Arbeitsbeginn 

ermöglicht. 

3.4 Dachausbau im Landhaus, Schmiedgasse 

3.4.1 Einleitung der Baumaßnahmen 

Bis zum Regierungssitzungsantrag, betreffend die 

Auftragsvergaben vom 20. März 1979, ist kein Schriftverkehr 

vorhanden. 

Nach Aussage der Abteilung für Liegenschaftsverwal­

tung erging von Herrn Landesrat Dr. Christoph Klauser der 

mündliche Auftrag, für den vorgesehenen Dachausbau im Land­

haus zur Schaffung von Büroräumen eine Kostenschätzung 

durchzuführen . 
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Das Raumprogramm war noch nicht bekannt. Die 

Kosten in nicht nachvollziehbarer und jetzt unbekannter 

Höhe wurden von der Abteilung für Liegenschaftsverwal­

tung ermittelt und Herrn Landesrat Dr. Klauser ebenfalls 

mündlich bekanntgegeben. 

Aufgrund dieser Schätzkosten wurde die Abteilung 

für Liegenschaftsverwaltung beauftragt, für die Umbau­

arbeiten die erforderlichen Anbote einzuholen. 

Im Regierungssitzungsantrag vom 30. März 1979, 

GZ.: LV-34/V L 1/330-1979, wird um die Zustimmung zum 

Dachgeschoßausbau und um die Vergabe der Arbeiten an die 

aufgrund der Anbotseinholung ermittelten Bestbieterfir­

men ersucht. 

Der Beschluß der Steiermärkischen Landesregierung 

erfolgte am 9. April 1979 (Beilage 35). 

Für die Umbauarbeiten im Dachgeschoß wurde um 

keine baubehördliche Bewilligung angesucht. 

Laut Steiermärkische Bauordnung sind u.a. bewilli­

gungspflichtig: 

"Umbauten, Bauveränderungen und Änderungen des 
Verwendungszweckes von Bauten oder Teile derselben, die 
auf die Festigkeit, den Brandschutz, die Sicherheit, die 
äußere Gestaltung und die gesundheitlichen Verhältnisse 
von Einfluß sein können ... ". 

Der Dachgeschoßausbau stellt eine derartige Bau­

veränderung dar und unterliegt daher der baubehördlichen 

Bewilligungspflicht. Der Landesrechnungshof fordert, daß 

gerade Dienststellen der öffentlichen Hand die erforder­

lichen behördlichen Genehmigungen vollständig und recht­

zeitig einholen. 

Wesentliche Unterlagen dieses Bauvorhabens wur­

den nicht vorgelegt, sodaß die stichprobenartige Prüfung 

nur im sehr beschränkten Ausmaß möglich war. 
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Nach Aussage der Abteilung für Liegenschaftsver­

waltung sind folgende Unterlagen verlorengegangen: 

* Die schriftlichen Aufforderungen an die ausgewähl­

ten Unternehmer zur Einreichung von Anboten zu

fünf beschränkten Ausschreibungen.

* Die Niederschriften über 5 beschränkte Ausschrei­

bungen. Es ist daher nicht mehr feststellbar, wann

und mit welchem Ergebnis die Anbotseröffnung tat­

sächlich stattgefunden hat.

* Sämtliche Anbote, ausgenommen die Billigstbieter­

anbote für Baumeister-, Zimmermeister-, Heizungs-,

Sanitär-, Tapezierer- und Elektroinstallationsarbei­

ten, das sind insgesamt 12 Anbote. Es ist daher

nicht mehr möglich, Preisvergleiche anzustellen .

All dies muß als wesentlicher Mangel vom Landes­

rechnungshof vor allem deshalb scharf kritisiert werden, 

weil dadurch die Einhaltung der Vergebungsvorschrift nicht 

überprüfbar ist. 

Aufgrund der Höhe der Anbotssummen ist nach der 

Vergebungsvorschrift für das Land Steiermark jeweils 

eine beschränkte Ausschreibung erforderlich. Daß diese 

Vorschrift nicht eingehalten wurde, wird bei den Tape­

ziererarbeiten (Abschnitt 3.4.4) aufgezeigt. 

Bei der stichprobenartigen Prüfung der Billigst­

bieteranbote wurden folgende Mängel festgestellt: 

* Alle 5 Billigstbieteranbote wurden rechnerisch nicht

überprüft.

* Die Anbote wurden nach der Anbotseröffnung nicht so

gekennzeichent, daß ein nachträgliches Auswechseln

feststellbar ist.
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3.4.2 Baumeisterarbeiten 

Der Dachausbau wurde laut Angaben der Abteilung 

für Liegenschaftsverwaltung beschränkt ausgeschrieben, 

und 4 Firmen zur Anbotslegung eingeladen. Billigstbie­

ter war die Fa. Ing. Althaller mit der Anbotssumme von 

S 498.177,12. 

Der Tag der Anbotseröffnung ist nicht feststell­

bar, da - wie bereits angeführt - die entsprechenden Auf­

zeichnungen verlorengegangen sind. 

Die Auftragserteilung erfolgte am 17. April 1979. 

Die Überprüfung der in den Aufmaßblättern angeführten Men­

gen konnte mit Ausnahme der Position 1 vom Landesrech­

nungshof nicht vorgenommen werden, da prüffähige Unter­

lagen, wie Zeichnungen, Skizzen u.dgl., nicht vorhanden 

sind. Für die Position 1 "Ziegelpflasterung abtragen" 

wurde eine Aufmaßskizze (Beilage 36) nachgereicht. Bei der 

Gegenüberstellung der in dieser Skizze eingetragenen Län­

genangaben mit jenen des Aufmaßblattes (Beilage 37) mußte 

festgestellt werden, daß zum Teil keine Übereinstimmung 

besteht. Eine sorgfältige Kontrolle wurde demnach nicht 

durchgeführt. Die Überprüfung durch den Landesrechnungs­

hof ergab eine Mengenreduktion. 

In der Position 30 der Baumeisterarbeiten ist 

das 

"Herstellen von Bestands- und Ausführungsplänen sowie der 
notwendigen Detailpläne einschließlich Lichtpausen und 
Bauaufnahme" 

mit der Pauschalsumme von S 21.500,-- verrechnet. 

Bestands- und Detailpläne sind vor der Ausschrei­

� von der ausschreibenden Stelle selbst oder von ei­

nem Ziviltechniker zu erstellen, um damit die Grundlage 

für eine genaue Leistungsbeschreibung zu schaffen. 
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Im gegenständlichen Fall wurden der Bestands­

plan am 9. März 1979 und ein Plan im Maßstab 1: 50 -

als "Einreichplan für das Dachgeschoß" bezeichnet- am 

6. April 1979 erstellt. Die Auftragserteilung erfolgte

erst am 17. April 1979. 

Es muß daher angenommen werden, daß die Fa. Ing. 

Althaller im vorhinein mündlich beauftragt wurde, Be­

stands- und Detailpläne und darauf aufbauend die Leistungs­

beschreibung bzw. Massenermittlung für die Ausschreibung 

zu erstellen. Die Vergütung für diese Arbeiten erfolgte 

dann im nachhinein mit der erwähnten Position 30. 

Der Bestandsplan ist keine Neuaufnahme, sondern 

nur die Teilwiedergabe eines bereits vorhandenen Planes, 

jedoch im größeren Maßstab. Im "Einreichplan" fehlen vie­

le wichtige Konstruktionselemente, und es sind auch fal­

sche Maßangaben enthalten. 

Die Vergabe der Planung und der Auftrag zur Er­

stellung des Leistungsverzeichnisses an eine Firma, die 

zur Anbotslegung miteingeladen wird, sind unzulässig und 

widersprechen den Regeln des Wettbewerbas. 

Bei der Gegenüberstellung von Anbot und Abrech­

nung wird festgestellt, daß sich die Endsummen im wesent­

lichen decken, obwohl bei verschiedenen Einzelpositionen 

durch Massenänderungen größere Abweichungen vom Anbot 

eingetreten sind. 

Im folgenden werden einige Beispiele angeführt: 

* Pos. 14 a-e "Stahlbetonplatten, Balken sowie Decke
über Stiege" wurde nicht ausgeführt, 

* Pos. 15

* Pos. 20

d.s. S 9.863,-- Minderleistung; 

"Ytong-Mauerwerk einschließlich Gerüstung", 
5 3 �� Massen red u z i e r u n g, 
d.s. S 25.348,-- Minderleistung; 

"Zementmörtelspritzer auf Mauerwerk und 
dgl., 37 % Massenerhöhung, 
d.s. S 5.407,-- Mehrleistung 
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* Pos. 28b

* Pos. 32
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"Herstellen von Deckendurchbrüchen" statt 
10 Stück nur 3 Stück ausgeführt, 
d.s. S 7.630,-- Minderleistung 

"Liefern und Aufstellen von Staffelwänden" 
68 �� 
d • s . 

Massenerhöhung, 
S 7.055,-- Mehrleistung 

"Schuttabfuhr", 60 �� Massenerhöhung, 
d.s. S 9.200,-- Mehrleistung 

Die Ursache der Massenänderungen ist auf eine unge­

naue Ausmaßermittlung zurückzuführen. Da die Vergleichsan­

bote verlorengingen, kann nicht festgestellt werden, ob 

die Änderung der Massen einen Bieterreihungssturz zur Fol­

ge gehabt hätte. 

3.4.3 Zimmermeisterarbeiten 

Auch diese Arbeiten wurden nach Angabe der Abtei­

lung für Liegenschaftsverwaltung beschränkt ausgeschrieben 

und 4 Firmen zur Anbotlegung eingeladen. Billigstbieter 

war cie Fa. Ing. Althaller mit der Anbotssumme von 

S 499.583,90. 

Wie schon bei den Baumeisterarbeiten angeführt, 

wurden folgende Mängel festgestellt: 

* Das Fehlen der zur Prüfung der Ausmaßermittlung not­

wendigen Unterlagen, wie Zeichnungen, Skizzen u.dgl.

* Durch mangelhafte Vorsorge sind die Mitbieteranbote

und die Anbotseröffnungsniederschrift verlorengegan­

gen.

* Die rechnerische Überprüfung des Anbotes wurde nicht

durchgeführt.

Die Auftragserteilung erfolgte am 17. April 1979. 

Bei der stichprobenartigen Überprüfung der Schlußrechnung 

wurde festgestellt, daß die Mengen einzelner Leistungspo­

sitionen gegenüber dem Anbot große Unterschiede aufweisen, 
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die Endsumme der Schlußrechnung gegenüber dem Anbots­

betrag jedoch kaum abweicht. 

Im folgenden werden einige Beispiele angeführt: 

* Von der Position 4 "Leimbinder" wurden die Massen

der Ausschreibung um 29,3 % überschritten, dies er­

gibt einen Mehrpreis von S 33.189,03.

* Die Position 5 "Verschiedene Eisenkonstruktionen"

wurde mit 50 kg ausgeschrieben. Laut Rechnung wurde

das Gewicht mit 664,31 kg um 1 .228 % ( !) überschrit­

ten, dies ergibt einen Mehrpreis von S 48.960,51.

* Von der Position 6 a-e "Dachschrägen" wurden ca.

41 % der ausgeschriebenen Massen weniger ausgeführt

als angeboten, dies ergibt einen Minderverbrauch von

S 15.980,--.

* Von der Position 6f "Sichtschalung" wurden 22 �� der

ausgeschriebenen Massen weniger ausgeführt, dies

sind S 4.407,-- weniger als angeboten.

* Bei der Position 7 a-d "Decken" wurden ca. 20 % der

angebotenen Massen reduziert, dies gibt einen Minder­

verbrauch von S 22.198,--.

* Die Position 8 "Fußboden" mit dem Anbotspreis von

S 32.100,-- ist zur Gänze entfallen.

Der Landesrechnungshof hat die Position "Leimbin­

der" einer genaueren Überprüfung unterzogen. Der Aus­

schreibungstext ist, wie aus der Beilage 38 ersichtlich, 

äußerst mangelhaft. Vorgesehen ist eine Verrechnung nach 

Kubikmeter, wobei statische und konstruktive Angaben feh­

len. So fehlen z.B. exakte Pläne, die die Dimension der 

Tragglieder, die Art der Verbindungsmittel, die exakte Be­

zeichnung der Tragwerke, die Stückzahl u.dgl.mehr enthal­

ten. Das Fehlen all dieser Angaben ermöglicht keine solide 

Kalkulation. 
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Die Anbotsmenge wurde handschriftlich von ur­

sprünglich 7 m3 auf nunmehr 6 m3 reduziert. Angaben, wer 

diese Korrektur zu welchem Zeitpunkt durchgeführt hat, 

sind nicht angebracht (Unterschrift mit Datum fehlt). Da 

die Vergleichsanbote der Mitbewerber nicht auffindbar sind, 

kann nicht festgestellt werden, ob diese Korrektur bei 

allen Anboten in gleicher Weise vorhanden ist. 

Da Änderungen der ausgeschriebenen Mengen durch 

die Bieter grundsätzlich verboten sind - die Vergleich­

barkeit der Anbote ist dann nicht mehr gegeben - kann 

vom Landesrechnungshof eine Korrektur in dieser Form 

nicht toleriert werden. 

Die Massenermittlung, welche der Rechnung beige­

legt wurde, ergibt 7,762 m3 (Beilage 39). Diese Massen­

ermittlung wurde aufgrund der Pläne und an Ort und Stelle 

überprüft, wobei festgestellt werden mußte, daß die ver� 

r8chnete Menge überhöht ist. So wurde z.B. festgestellt, 

daß eine in der Natur vorhandene Leimbinderkonstruktion 

(Zangen) mit einer Stärke von 9 cm laut Aufmaßblatt mit 

19 cm Stärke verrechnet wurde. Über Aufforderung wurde 

für diese Position eine neuerliche Massenaufstellung nach­

gereicht (Beilage 40), die nunmehr ein Ausmaß von 6,035 m3 

ergibt. Dies ist allein bei dieser Position eine Reduktion 

von 28,6 �L 

Ein teilweiser Vergleich dieser Massen, und zwar 

lediglich ein Vollgespärre mit dem Aufmaßplan, ergibt eine 

tatsächlich vorhandene Kubatur von 2,291 m3. In der Mas­

senaufstellung ist hiefür eine Kubatur von 2,880 m3 er­

rechnet. Hier ist, wie dem Landesrechnungshof mitgeteilt 

wurde, ein Verschnitt von 0,589 m3, d.s. über 25 %, mit-

verrechnet worden. 

Zusammenfassend stellt der Landesrechnungshof zur 

Position "Leimbinder" fest, daß: 
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* der Ausschreibungstext mangelhaft ist,

* im Anbot die ausgeschriebene Menge unzulässigerweise

handschriftlich geändert wurde,

* die Massenermittlung laut Schlußrechnung unrichtig

ist und

* auch in der nachgereichten Massenaufstellung zu hohe

Massen (Verschnitt) errechnet wurden.

Allein bei dieser Position wurden nach Prüfung der 

nachgereichten Massenaufstellung S 32.605,11, d.s. 28,6 %, 

bzw. nach Abzug des Verschnittes S 43.699,52, d.s. 42,6 %, 

zuviel verrechnet und ausbezahlt. 

Laut Aufmaßblatt (Beilage 41) und Schlußrechnung 

wurden in der Position 6c für Dachschrägen 46,92 m2 Hera­

klithplatten verrechnet. Bei den Baumeisterarbeiten, die 

ebenfalls von der Fa. Althaller durchgeführt wurden, ist 

aus dem Aufmaßblatt, Seite 7, Position 23 (Beilage 42), er­

sichtlich, daß diese Heraklithplatten ebenfalls in die Mas­

senermittlung aufgenommen und dort auch mit den gleichen 

Massen verrechnet wurden. Es liegt daher eine Doppelverrech­

nung vor. 

Die Abteilung für Liegenschaftsverwaltung wurde 

u.a. auch zu den vorangeführten Beanstandungen um Auf­

klärung ersucht. Nunmehr wurde ein Schreiben der mit der

Ausführung beauftragten Fa. Ing. Althaller vom 22. April

1983 (Beilage 43) vorgelegt. Grundsätzlich wird hiezu

festgestellt, daß die Ausbau-, Instandsetzungs- und Erhal­

tungsarbeiten an Amtsgebäuden im Ressortbereich der Ab­

teilung für Liegenschaftsverwaltung geprüft werden, und

nicht von beauftragten Firmen zu aufgeworfenen Fragen im

Rahmen dieser Überprüfung Stellung zu nehmen ist. Im übri­

gen bestätigt diese Stellungnahme im Punkt 6, daß überhöh­

te Massen im Aufmaßblatt angegeben waren. Eine derartige
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Vorgangsweise ist nicht gestattet. Zur Verrechnung der 

Leimbinder stellt der Landesrechnungshof fest, daß, wenn 

in der Ausschreibung entsprechende Angaben fehlen (es 

wurde dies bereits kritisiert), die tatsächlich eingebau­

te und keinesfalls die angelieferte Kubatur zu verrech-

nen ist. Es kann nicht dem Auftragnehmer überlassen blei­

ben, festzulegen, welche Übergrößen mit welchem Verschnitt­

anteil angeliefert und dann auch verrechnet werden. 

Eine Überprüfung, ob durch die zum Teil beträcht­

lichen Massenänderungen ein Bieterreihungssturz einge­

treten ist, bzw. die Beurteilung, ob vom Auftragnehmer 

durchgeführte Preisspekulationen Erfolg hatten, ist nicht 

möglich, da die Vergleichsanbote, wie bereits mehrmals an­

geführt, in Verlust geraten sind. zusammenfassend muß zu 

den Zimmermannsarbeiten festgestellt werden, daß sowohl 

die Massenermittlung für die Ausschreibung, als auch jene, 

die der Schlußrechnung zugrunde liegt, mit viel zu wenig 

Sorgfalt durchgeführt wurde. 

3.4.4 Tapeziererarbeiten 

Die Fa. Philipp Haas war mit S 182.734,80 Billigst­

bieter und wurde mit der Durchführung der Arbeiten beauf­

tragt. Das der Schlußrechnung beiliegende Anbot vom 23. 

März 1979 (Beilage 44) ist auf Firmenkopfpapier geschrie­

ben, woraus ersichtlich ist, daß es sich hier um ein form­

los eingeholtes Anbot und somit um eine freihändige Ver­

� handelt. Da nach der Vergebungsvorschrift für das Land 

Steiermark die zulässige Höchstgrenze von S 40.000,-- um 

357 % überschritten wurde, stellt dies eine Mißachtung be­

stehender Vorschriften dar. 
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Der Schlußrechnung mit einer Rechnungssumme von 

S 182.321,80 ist keine Ausmaßermittlung angeschlossen. 

Eine solche wurde trotz Aufforderung auch nicht nach-

gereicht, so daß eine Überprüfung der verrechneten Mengen 

nicht möglich war. Der Schlußrechnung ist lediglich ein 

Lieferschein von der Fa. Philipp Haas (ohne Prüfvermerk) 

angeschlossen, aus dem nur die angelieferte Ware und nicht 

die tatsächlich verlegten Mengen entnommen werden können. 

Obwohl sich die Endsumme der Schlußrechnung und 

die Anbotssumme kaum unterscheiden, weichen die Mengen der 

Leistungspositionen stark vom Anbot ab. 

So sind z.B. das "Abscheren der alten Farbe" sowie 

die "Verspachtelung der Wand- und Plafondflächen" mit der 

Summe von S 26.550,-- zur Gänze entfallen. 

Das Liefern und Verlegen von "Veloursteppich" hat 

sich um 30 %, d.s. S 20.916,--, das Liefern und Verlegen 

von "PVC-Belag Superplan Marmor" um 110 �6, d.s. S 16.920,-, 

erhöht. 

Das Liefern und Verlegen von Rauhfasertapeten hat 

sich um 38 �6, d.s. S 11.970,--, reduziert. 

Da die Vergleichsanbote verlorengegangen sind, kann 

auch hier nicht festgestellt werden, ob diese Massenände­

rung einen Bieterreihungssturz zur Folge gehabt hätte. 

Bei der Überprüfung der "Maler-, Anstreicher- und 

Tapeziererarbeiten", auf die im folgenden Abschnitt näher 

eingegangen wird, wurde festgestellt, daß von der Fa. 

Geier 280,56 m2 Rauhfasertapete mit einem Einheitspreis 

von S 70,-- je m2 (100 %) ausgeführt und verrechnet wurde. 

Für die gleiche Arbeit wurden von der Fa. Philipp Haas mit 

S 95,-- je lfm, d.s. bei einer Tapetenbreite von 75 cm 

S 126,-- je m2 (180 %), angeboten und verrechnet. Daraus 

ist die Unwirtschaftlichkeit dieser unzulässig freihändi­

gen Einholung von Anboten für die Tapeziererarbeiten er­

sichtlich. 
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3.4.5 Maler-, Anstreicher- und Tapeziererarbeiten 

Im Regierungssitzungsantrag (Beilage 35) sind 

für Maler-, Glaser- und Tischlerarbeiten sowie Unvorher­

gesehenes S 90.306,06 vorgesehen. 

Die Fa. Adolf Geier hat am 22. Oktober 1979 ein 

Kostenanbot (Beilage 45) mit folgendem Inhalt vorge­

legt: 

"Infolge der Um- und Ausbauten der Büroräume ist 
noch nicht ersichtlich, in welcher Größenordnung die Ar­
beiten sein werden. Daher setze ich für die voraussicht­
lichen Arbeiten nur die Quadratmeterpreise ein. 

Malerei in Halbdispersion 

Tapezieren in Rauhfasertapete 
Dispersionsfarbe 

Anstricharbeiten 
strich) 

Holzimprägnierung 

alle Preise exkl. 

überrollen 

(höherwertiger 

MWSt. II 

pro m2 s 36,--

und mit 
pro m2 s 70,--

An-
pro m2 s 115,--

pro m2 s 45,--

Dieses Schreiben mit Preisen je Quadratmeter ist 

keinesfalls - wie von der Firma bezeichnet - ein Kosten­

anbot. Ein Kostenanbot erfordert alle notwendigen Angaben 

über Umfang, Art und Beschaffenheit der zur Vergebung 

vorgesehenen Leistungen oder Arbeiten. Um die Preisange­

messenheit von Einheitspreisen beurteilen zu können, sind 

für die Leistung die Art und Güte genau, sowie der Umfang 

zumindest annähernd, festzulegen. Die Bezeichnung "höher­

wertiger Anstrich" ist keinesfalls eine genaue Festlegung 

nach Art und Güte. Da die Baumeisterarbeiten zum Zeitpunkt 

dieser "Kostenanbotslegung" bereits abgeschlossen waren, 

wäre sogar eine exakte Massenermittlung möglich gewesen. 

Die Arbeiten wurden ohne schriftlichen Auftrag 

vergeben. 
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Am 29. November 1979 wurde eine Rechnung in der 

Höhe von S 47.211 ,55 vorgelegt. Da dieser Rechnungsbe­

trag die Wertgrenze von S 40.C00,-- um 18 % Uberschreitet, 

wäre nach der Vergebungsvorschrift fUr das Land Steier­

mark eine beschränkte Ausschreibung erforderlich gewesen. 

Auch dieser Rechnung ist keine nachvollziehbare 

Ausmaßermittlung angeschlossen. In Abweichung zum Beschluß 

der Steiermärkischen Landesregierung vom 9. April 1978, 

wonach die Tapeziererarbeiten an die Fa. Philipp Haas zu 

vergeben sind, wurden - wie bereits im vorherigen Abschnitt 

angefUhrt - 280,56 m2 Rauhfasertapete zu einem wesentlich 

gUnstigeren Preis verrechnet. 

Der Landesrechnungshof kritisiert 

* die Nichteinhaltung der Vergebungsvorschrift fUr das

Land Steiermark,

* die Abweichung ohne Genehmigung vom Beschluß der

Steiermärkischen Landesregierung, sowie

* das Fehlen einer nachvollziehbaren Massenermittlung.

3.4.6 Fliesenlegerarbeiten 

FUr die Verfliesungsarbeiten im Dachgeschoß wurden 

am 27. November 1979 von der Fa. Hans Krenosz S 23.084,90 

in Rechnung gestellt. FUr diese Arbeiten wurde kein Anbot 

eingeholt. Die Vergabe erfolgte ohne Bestellschein. 

Diese Vorgangsweise bei der Vergabe von Arbeiten 

verstößt gegen den§ 4 der Vergabevorschriften fUr das 

Land Steiermark, in dem u.a. angefUhrt ist: 

"Nach Möglichkeit sind auch bei freihändiger Ver­
gebung mehrere Vergleichsanbote einzuholen. Der freihändi­
gen Vergebung hat mindestens eine formlose Ermittlung des 
angemessenen Gesamtpreises voranzugehen." 
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3.5 Instandsetzung der Ostfassade der Alten Burg. 

Mit Bescheid des Magistrates Graz vom 14. Novem­

ber 1979 wurde dem Amt der Steiermärkischen Landesregierung 

die baubehördliche Bewilligung für die Instandsetzung der 

Ostfassade der Alten Burg, einschließlich Burgtor, erteilt. 

Grundlage für diese Bewilligung waren eine Baube­

schreibung sowie entsprechende Planunterlagen. Sowohl als 

Planverfasser als auch als Bauführer hat die Fa. Ing. Wil­

helm Althaller unterzeichnet. Die Pläne tragen das Datum 

17. Juli 1979.

Die öffentliche Ausschreibung der Baumeisterarbei­

ten erfolgte mit Anbotseröffnung am 28. Mai 1980. 

Diese Ausschreibung hatte 
Anbotssumme einschließlich MWSt. 

folgendes Ergebnis: 

1. Fa. Ing. W. Althaller s 1,061.368,70 ( 1 00 0/ ) ,o 

2. Fa. Ing. E. Krenn s 1,291.625,20 (121,9%) 

3. Fa. W. Stoiser s 1,305.345,85 (122,9��) 

4. Fa. Ing. E. Franz s 1,311.593,60 (123,5�0 

Insgesamt wurden 9 Anbote abgegeben. 

Der Landesrechnungshof kritisiert, daß Planunq und Ausfüh­

rung nicht getrennt von verschiedenen Firmen bzw. Projek­

tanten durchqeführt wurden. Vollkommen unverständlich ist, 

warum bei den Einreichplänen im Jahr 1979 bereits die Fa. 

Ing. Althaller als Bauführer unterzeichnet hat und weiters, 

daß mit Position 31 - die im folgenden wiedergegeben ist -

bereits im Jahr 1979 durchgeführte Arbeiten erst mit der 

Ausschreibung vom 28. Mai 1980 vergütet wurden: 

"Bauaufnahme der gesamten Fö ssadenflächen, Herstel­
lung der Einreichpläne in Tusche, s�chs Ausfertigungen in 
Plandruck, mehrere Farbvorschläge einreichen für die Alt­
stadtkommission bzw. Landeskonservator in Spritztechnik, 
Bauansuchen, Grundbuchauszug, Schreibarbeiten, Stempelmar­
ken, Lageplan, usw." 
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Diese Position wurde von der Fa. Althaller mit 

S 10.500,-- angeboten. 

Mit Regierungsbeschluß vom 16. Juni 1980 (Bei­

lage 46) wurden die Baumeisterarbeiten aufgrund der vor­

hin beschriebenen öffentlichen Ausschreibung an die Fa. 

Althaller und weiters die Malerarbeiten aufgrund einer 

beschränkten Ausschreibung an die Fa. Geier zum Auftrags­

volumen von S 139.240,-- vergeben. 

Im Anbotsgeschäftsbrief zu den Baumeisterarbeiten 

(Beilage 47) ist u.a. angeführt, daß die Arbeiten in 40 

Arbeitstagen auszuführen sind und bei Terminüberschrei­

tung täglich ein Pönale von S 10.000,-- in Abzug gebracht 

wird. Durch diese Bedingung sind die Bieter gezwungen, 

kalkulationsmäßig diese äußerst kurz bemessene Arbeits­

zeit entsprechend zu berücksichtigen. 

Im Auftragsschreiben vom 18. Juni 1980 (Beilage 

48) ist als Fertigstellungstermin der 30. August 1980 an­

gegeben, und in Abänderung zu den Ausschreibungsbedingun­

gen ist hier ausdrücklich kein Pönale vorgeschrieben. Tat­

sächlich wurden dann die Arbeiten in der Zeit zwischen 

20. Juni und 4. November 1980, also mit einer wesentlich

größeren Baudauer, durchgeführt. Bereits bei der ersten 

Eintragung in den Firmentagesberichten am 20. Juni 1980 

wurde vom Auftragnehmer angeführt, daß es nicht möglich 

sein wird, die im Anbot festgelegte Bauzeit einzuhalten. 

Diese Baubucheintragung wurde vom Bauaufsichtsorgan der 

Abteilung für Liegenschaftsverwaltung ohne Stellungnahme 

abgezeichnet. In der Schlußrechnung wurde auch kein Pöna­

le in Anrechnung gebracht. 

Diese Vorgangsweise wird vor allem deshalb kriti­

siert, da ein Bieter, der bereits mit dieser Vorgangswei­

se rechnen kann, einen kalkulationsmäßig bedingten Anbots­

vorteil hat. 
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Bei der Gegenüberstellung der Schlußrechnung 

vom 10. Dezember 1980 mit dem Anbot ist ersichtlich, 

daß die Anbotssumme lediglich um 9,6 % überschritten 

wurde. Bei genauer Durchsicht sind zum Teil jedoch be­

trächtliche Massenunterschiede zum Anbot festzustellen. 

So wurden u.a. über 12 % der angebotenen Leistungsposi­

tionen nicht ausgeführt. Als Beispiele werden angeführt: 

* Pos. 1 "Plateaugerüst" - 53 �6 Massenerhöhung,

d. s. S 21.580,-- Mehrleistung

* Pos. 2 "Gerüstung" - 12 �6 Massenerhöhung,

d • s . S 16.448,-- Mehrleistung 

* Pos. 8 "Verputz herstellen" - 64 �6 Massenerhöhung,

d . s . S 59.895,-- Mehrleistung 

* Pos. 9 "Aufzahlung auf Pos. vor"

a) Hauptgesimse - 44 % Massenreduzierung,

d.s. S 12.422,-- Minderleistung

b) Fensterumrahmung - 83 % Massenreduzierung,

d. s. s 13.279,-- Minderleistung 

f) Mehrstärke des Verputzes - 6.825 01 ( ! ) Mas-10 

senerhöhung

d . s . s 27.302,-- Mehrleistung, 

h) Mehrstärke bei Perlite - 11.210 01 

( ! ) Mas-10 

senerhöhung

d . s . s 52.690,-- Mehrleistung 

* Pos.14 "Kamininstandsetzung"

b) Gerüstung - 87 % Massenerhöhung

d.s. S 26.932,-- Mehrleistung

Die Positionen 16 bis 22 sind zur Gänze entfallen. 

Es handelt sich hiebei vor allem um die "Horizontaliso­

lierung". Im Firmentagesbericht auf Seite 3 ist von der 

Firma am 2. Juli 1980 folgende Begründung angegeben: 
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"Nach dem Abschlagen des nassen Zementmörtelver­
putzes bei der Dominikanerstiege wurde festgestellt, daß 
das durchnäßte Mauerwerk trocken ist, ein Durchschneiden 
bzw. Auswechseln des Mauerwerks lt. Pos. 15 bzw. Pos. 22 
nicht erforderlich ist." 

Wie der Preisvergleich mit den nächstfolgenden 

Bietern auf der kommenden Seite dieses Berichtes zeigt, 

hat der Billigstbieter, der gleichzeitig auch Planver­

fasser war, mit dem Wegfall dieser Positionen gerechnet, 

da hier krasse Unterpreise als Spekulation angeboten wur­

den. Ein Anbotsvorteil von über S 200.000,--, d.s. mehr als 

20 % der Anbotssumme, ging allein durch den Wegfall dieser 

Positionen verloren. 

Die im Firmentagesbericht angegebene Begründung 

weist darauf hin, daß vom Auftraggeber bzw. vom Projektan­

ten für die Ausschreibung einer derart kostenintensiven 

Maßnahme die unbedingt notwendigen Vorerhebungen nicht durch­

geführt wurden. 

Vom Landesrechnungshof wurden die Anbote der an 1. 

bis 4. Stelle gereihten Bieter mit den in der Schlußrech­

nung enthaltenen, tatsächlich ausgeführten Massen gegen­

übergestellt (Beilage 49). Daraus ist ersichtlich, daß sich 

nunmehr der Anbotsvorteil von 21,9 % auf 0,4 % zum nunmehr 

nächstgereihten Bieter, der Fa. Franz, reduzierte. Die Bie-

terreihung mit den 1 t. Schlußrechnung erbrachten Massen er-

gibt folgende Reihung: 

1 . Fa. Ing. Althall er s 1,126.233,81 ( 100 Q/ ) ,o 

2 . Fa. Ing. Franz s 1 ,131.569,58 ( 100,4 QI ) ,o 

3 . Fa. Ing. Krenn s 1 , 161 . 392, 21 ( 103, 1 QI ) ,o 

4. Fa. Stoiser s 1,237.884,50 ( 109,9 QI ) ,o 
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Dem Billigstbieter ist es somit gelungen, durch 

die Legung eines spekulativen Anbotes (Positionen, die 

nicht zur Ausführung gelangten, wurden besonders preis­

günstig angeboten) den ursprünglich vorhandenen Anbots­

vorteil von 21 ,9 % praktisch zur Gänze (nunmehr 0,4 %) 

zu verringern. Es lag somit nicht, wie das Anbotsergeb­

nis vermuten läßt, ein besonders preisgünstiges 0ffert 

des Billigstbieters vor. 

In der Ausschreibung wurde die Position "Zu seicht 

liegende E-Leitungen tiefer legen, einen Schlitz aufstem­

men und nach der Neuverlegung wieder vermauern" mit S 17,­

je lfm angeboten. Ausgeschrieben waren 100 lfm. Laut 

Schlußrechnung wurden jedoch lediglich 41,50 lfm ausge­

führt. Unverständlich ist, warum in der Schlußrechnung 

die Position "Leitungsschlitze, gestemmt und verputzt", 

als Nachtragsleistungen mit folgenden Einheitspreisen 

verrechnet und anerkannt wurden: 

Querschnitt von 5 X 1 5 cm s 193,--

5 X 20 cm s 223,--

5 X 25 cm s 241,--

5 X 30 cm s 267,--

Die Preisangemessenheit unter Berücksichtigung 

des mit der Ausschreibung angebotenen Preises von S 17,-­

je lfm Leitungsschlitz ist hier keinesfalls gegeben. 

Wie bereits angeführt, wurde die Position 9f 

"Aufzahlung für Mehrstärke des Verputzes" um 6.825 �6 und 

die Position 9h "Aufzahlung für Mehrstärke bei Perlite­

verputz" sogar um 11.210 �6 gegenüber den Anbotsmassen 

überschritten. Im Prüfungszeitraum wurden im zweiten 

Burghof Fassadeninstandsetzungsarbeiten durchgeführt. Da­

bei mußte festgestellt werden, daß die Fa. Ing. Althal­

ler - also wieder derselbe Auftragnehmer - den Putz 

mittels eines Kompressors so unsachgemäß abschlug, daß 

dabei großflächig auch das bestehende gesunde Mauerwerk 



- 70 -

bis zu 8 cm Tiefe herausgestemmt wurde. Die dadurch not­

wendig werdende Mehrstärke bei der Putzaufbringung ist, 

bedingt durch diese unsachgemäße Arbeitsweise, vom Auf­

tragnehmer zu tragen. Diese Arbeitsdurchführung dürfte 

auch der Grund für die enormen Massenerhöhungen der 

Putzmehrstärke bei der Fassadeninstandsetzung, sowohl 

an der Ostfassade, als auch an der straßenseitigen Fas­

sade der Alten Burg (siehe Kapitel 3.3.2 dieses Berich­

tes) gewesen sein. Die Anerkennung dieser Aufzahlungs­

positionen ist dann keinesfalls gerechtfertigt. 

Die der Schlußrechnung angeschlossene Massen­

ermittlung ermöglicht nicht die Überprüfung durch einen 

Außenstehenden. Hiezu wäre es erforderlich, daß Aufmaß­

pläne bzw. Aufmaßskizzen vorhanden wären, die eine der­

artige Überprüfung ermöglichen würden. Die von der Ab­

teilung für Liegenschaftsverwaltung über Aufforderung 

nachträglich beigebrachte "gemeinsame Ausmaßfeststellung" 

ist äußerst mangelhaft und keinesfalls in prüffähiger 

Form aufgestellt (Beilage 50). 

Wie bereits mehrmals in diesem Bericht ange­

führt, sind den einzelnen Rechnungen zum Teil überhaupt 

keine, zum Teil jedoch sehr mangelhafte Ausmaßermittlun­

gen angeschlossen. Diese sind in der Regel für Außenste­

hende kaum nachvollziehbar, auch fehlt meist ein Prüf­

vermerk, so daß eine sorgfältige Kontrolle zumindestens 

zum Teil nicht erfolgte. Einzelne Kontrollen durch den 

Landesrechnungshof aufgrund nachgereichter Aufmaßblätter 

ergaben fehlerhafte Massenermittlungen, die jeweils in 

diesem Bericht angeführt sind. Der Landesrechnungshof 

sieht sich daher veranlaßt, auf folgende Punkte besonders 

hinzuweisen, die in Hinkunft zu beachten sind 

* Ausmaßfeststellungen sind laufend gemeinsam durch­

zuführen. Hierüber sind genaue Aufzeichnungen zu

führen, die sowohl für den Auftragnehmer als auch



- 71 -

für den Auftraggeber als Grundlage für die Erstel­

lung bzw. Prüfung der Rechnungen dienen müssen. 

* Die Ausmaßfeststellungen sind mit Skizzen bzw. Ab-

rechnungsplänen derart zu belegen, daß eine Kon-

trolle auch durch einen außenstehenden Dritten mög­

lich ist.

* Bei den Ausmaßfeststellungen sind immer der genaue

Ort und das Datum der Ausmaßfeststellung anzugeben

und diese vom Auftragnehmer und Auftraggeber zu un­

terfertigen.

3.6 Instandhaltungsarbeiten in verschiedenen Amtsgebäuden 

in Graz 

Bei der stichprobenartigen Überprüfung von Rechnungen, 

die für die Instandhaltung von Gebäuden bezahlt wurden (VP 

6140), fällt auf, daß der überwiegende Teil der Rechnungsbe­

träge knapp unter S 10.000,-- liegt, und daß meist diese 

Rechnungen mit dem Vermerk "Sofortauftrag" versehen sind. 

"Sofortaufträge" werden nach§ 4 "Freihändige Vergebung" 

der Vergebungsvorschrift für das Land Steiermark" in Fällen 

dringenden Bedarfes (Gefahr im Verzug usw.) erteilt. 

Von der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung wurde hie­

zu schriftlich folgendes mitgeteilt: 

"Sofortaufträge sind Aufträge an Firmen, die wegen Ge­
fahr im Verzug oder zur ordnungsgemäßen Erhaltung des Dienst­
betriebes erteilt werden müssen, um keine längeren Unterbre­
chungen des Dienstbetriebes herbeizuführen, sowie um Schä­
den an Personen und Gebäuden zu verhindern. 

Als Beispiele, die keinen Anspruch auf Vollständigkeit 
erheben, werden angeführt: Nichtfunktionieren der Heizungs­
anlagen in den Regierungsbüros,Rohrbrüche, Verstopfungen in 
WC's, Kurzschlüsse, sofern sie nicht von den Hauselektrikern 
hehoben werden können, Reparaturen an den Stechuhren, Glas-
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bruch, Schäden nach Unwettern (Spengler, Dachdecker), Siche­
rungsarb eiten wie z.B. Schlosserarbeiten vor allem in Re­
gierungsbüros. Sonstige Professionistenarbeiten in Regie­
rungsbüros, wenn das Regierungsmitglied nur eine kurze Zeit 
abwesend ist und diese Arbeiten während seiner Abwesenheit 
durchgeführt werden müssen. 

Sofortaufträge müssen in solchen Fällen zum Großteil 
telefonisch erteilt werden, daher können Bestellscheine 
bzw. Auftragsschreiben erst nachträglich ausgestellt wer­
den. 

Bei Arbeiten bis zu S 10.000,-- ist der Abteilungsvor­
stand vergebungsbefugt; über S 10.000,-- bis S 50.000,-- muß 
die Genehmigung des zuständigen Regierungsmitgliedes einge­
holt werden, was in vielen Fällen auch erst nachträglich ge­
schehen kann. 

Bei Beträgen, die voraussichtlich die Summe von 
S 50.000,-- übersteigen, ist ein Regierungssitzungsbeschluß 
erforderlich. Auch hier kommt es vor, daß die Genehmigung 
der Landesregierung erst nachträglich eingeholt werden kann, 
weil bei Gefahr im Verzug die Arbeiten sofort durchgeführt 
werden müssen. Bestellscheine werden generell ab S 2.000,-­
ausgestellt. 

Bei Arbeiten, die durch Verfügungen bzw. Reg.Beschlüs­
sen genehmigt werden, werden immer Auftragsschreiben er­
stellt." 

Bei der Überprüfung von 31 Rechnungen für Maler-, Tape­

zierer- und Teppichlegerarbeiten war nur bei einer Rechnung 

- hier handelt es sich um Arbeiten nach einem Rohrbruch -

die Notwendigkeit für einen Sofortauftrag gegeben. Für Arbei­

ten in Büros von Regierungsmitgliedern fielen 5 Rechnungen 

an. 

Daß Maler- und Tapeziererarbeiten in Regierungsbüros 

nur während der Abwesenheit der Regierungsmitglieder durch­

geführt werden können, ist verständlich. Dies schließt je­

doch nicht aus, daß notwendige Professionistenarbeiten auch 

in diesen Räumen zeitgerecht erfaßt und dafür entsprechen­

de Anbote eingeholt werden können. 

Im folgenden werden 19 derartige Rechnungen mit dem Ver­

merk "Sofortauftrag" der Fa. Philipp Haas angeführt, wobei 
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jeweils der Rechnungsbetrag, das Rechnungsdatum und der 

Ort der Arbeiten angeführt werden: 

Arbeiten laut Sofortauftrag: 

Landhaus: 

Burg: 

Austrian 
Airlines 

Rechnung vom 3. Dezember 1979 

Rechnung vom 13. Dezember 1979 

Rechnung vom 13. Dezember 1979 

Rechnung vom 21. Dezember 1979 

Rechnung vom 21. Dezember 1979 

Rechnung vom 21. Dezember 1979 

(RohrbruchY Rechnung vom 21. Dezember 1979 

Landhaus: 

Alberstr. 1 
II 

II 

II 

II 

Landhaus 

Rechnung vom 20. Mai 

Rechnung vom 31. Mai 

Rechnung vom 19. Juni 

Rechnung vom 27. Juni 

Rechnung vom 11. Juli 

Rechnung vom 25. Juli 

Rechnung vom 4. August 

Rechnung vom 14. August 

Rechnung vom 20. August 

Rechnung vom 22. August 

Rechnung vom 21. Oktober 

1980 

1980 

1980 

1980 

1980 

1980 

1980 

1980 

1980 

1980 

1980 

Rechnung vom 22. Oktober 1980 

s 

s 

s 

s 

s 

s 

s 

s 

s 

s 

s 

s 

s 

s 

s 

s 

s 

s 

s 

9.590,76 

6.838,10 

9.487,20 

7.415,12 

8.834,66 

9.936,78 

8.569,16 

9.912,--

8.968,--

9.304,--

8.631,70 

8.238,76 

8.708,40 

8.156,--

6.950,--

9.416,40 

9.600,48 

9.034,08 

9.855,36 

Die Summe dieser stichprobenartig angeführten 19 

Rechnungen beträgt S 176.446,96. Diese Arbeiten wurden 

laut Rechnungsdatum in der Zeit zwischen dem 3. Dezember 

1979 und 22. Oktober 1980 ausgeführt. 

Wie an anderer Stelle dieses Berichtes (Kapitel 

3.4.4) angeführt, hat die Fa. Philipp Haas für den Dach­

ausbau im Landhaus Tapezierer- und Fußbodenlegerarbei ten 
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mit einer Schlußrechnungssumme von S 182.321,80 ausge­

führt. Diese Arbeiten wurden im Dezember 1979 und im 

Jänner 1980 durchgeführt. Es sind daher zusätzlich zu 

diesen Arbeiten auch im Dezember 1979 von derselben 

Firma im selben Amtsgebäude mit Sofortauftrag gleich­

artige Arbeiten von zusätzlich S 25.916,06 ausgeführt 

worden. 

Aus dieser Auflistung ist ersichtlich, daß von 

ein und derselben Firma oft sogar am gleichen Tag im 

gleichen Amtsgebäude Tapezierer- und Fußbodenlegerarbei­

ten durchgeführt wurden, die in Summe die Ermächtigungs­

grenze für die Auftragserteilung durch die Abteilung für 

Liegenschaftsverwaltung von S 10.000,-- beträchtlich 

übersteigen. Durch diese nicht zulässige Teilung der Rech-

nungen wurden auch die Vergebungsvorschrift für das 

Land Steiermark, wonach ab S 40.000,-- eine beschränkte 

Ausschreibung notwendig ist, und die Geschäftsnrdnung des 

Amtes der steiermärkischen Landesregierung (LGBl.Nr. 53/ 

1975), § 4, wonach für Vergebung von Lieferungen und Ar­

beiten über S 50.000,-- ein Beschluß der Steiermärkischen 

Landesregierung vorgeschrieben ist, verletzt. 

Im folgenden werden 12 Rechnungen der Fa. Adolf 

Geier mit der Rechnungssumme, dem Ort der Arbeiten und 

dem Datum der ausgeführten Arbeiten, angeführt. 

Arbeiten laut Sofortauftrag: 

Landhaus: 

Rechnung-Arbeiten im November 
II II 

Neue Burg: 

Rechnung-Arbeiten am 7 . 1 . 
II 9 . 1 . 

1979 

1979 

1980 

1980 

S 9.137,80 

S 6.068,27 

S 7.872,25 

S 5.332,77 

- f.;,:/,1 
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Landhaus: 

Rechnung-Arbeiten am 8 . 1 . 1980 s 7.523,21 
II 8 . 1 . 1980 s 2.934,54 

Opernring: 

Rechnung-Arbeiten 4. 2 . 1980 s 6.211,71 

Alte Burg: 

Rechnung-Arbeiten 11 . 2. 1980 s 6.640,05 

Landhaus: 

Rechnung-Arbeiten 11 . 2 . 1980 s 5.168,90 
II Mitte Feber 1980 s 5.131,05 

Burg: 

Rechnung-Arbeiten am 4. 3 . 1980 s 9.149,46 

Landhaus: 

Rechnung-Arbeiten am 1 7. 3. 1980 s 8.970,18 

Auch hier ist wieder ersichtlich, daß durch Tei­

lung der Rechnungen für Arbeiten der gleichen Firma im 

gleichen Amtsgebäude zur gleichen Zeit die Ermächtigungs­

grenzen umgangen wurden. In Summe wurden nach den voran­

geführten Rechnungen von der Fa. Adolf Geier in der Zeit 

von November 1979 bis 17. März 1980 Arbeiten im Gesamt­

ausmaß von S 80.140,19 durchgeführt. Es wird ausdrücklich 

festgestellt, daß diese Summe keinen Anspruch auf Voll­

ständigkeit besitzt, da sie lediglich die Aufsummierung 

der 12 dem Landesrechnungshof vorgelegten Sofortaufträge 

ist. 

Wie bereits an anderer Stelle dieses Berichtes 

(Kapitel 3.4.5) angeführt, hat die Fa. Adolf Geier für 
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den Dachausbau im Landhaus im Oktober und November 1979 

Arbeiten mit einer Schlußrechnungssumme von S 47.211,55 

zusätzlich durchgeführt. Auch hier wurden im selben Amts­

gebäude zur selben Zeit gleichartige Arbeiten mit einem 

Rechnungsbetrag von S 15.206,07 zusätzlich durchgeführt. 

Über die Abwicklung dieser mit Sofortauftrag 

durchgeführten Arbeiten gibt es keinen Schriftverkehr, 

keine Bestellscheine und auch keine Ausmaßermittlung. 

Der Landesrechnungshof muß dies aus folgenden Gründen 

kritisieren: 

* Es ist nachträglich nicht mehr feststellbar, auf wes­

sen Veranlassung die Arbeiten durchgeführt wurden.

* Die Überprüfung der otwendigkeit und Dringlichkeit

der durchgeführten Arbeiten ist nicht nachvollzieh­

bar.

* Bei Arbeiten, die ohne vorherige Anbotseinholung ver­

geben werden, entfällt der Konkurrenzdruck, weshalb

die Preisangemessenheit nicht mehr gegeben ist.

* Dadurch, daß keine Ausmaßermittlung den Rechnungen

angeschlossen ist, ist ein Nachvollzug über den Um­

fang der geleisteten Arbeiten nicht möglich, wes­

halb nicht nur die Preisangemessenheit, sondern auch

der Umfang der verrechneten Arbeiten nicht überprüft

werden kann.

Die auf der folgenden Seite in Kopie wiedergege-

bene Rechnung zeigt die Unzulänglichkeit dieser Vorgangs-

weise in augenscheinlicher Form auf. Hier wurden nur die 

Vorarbeiten für Maler- bzw. Tapeziererarbeiten verrech­

net, die in Summe den Rechnungsbetrag von S 9.912,-- aus­

machen. Eine Rechnungsteilung zur Umgehung der Ermächti­

gungsgrenzen ist hier besonders augenscheinlich. Verrech-
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net wurde ein Ausmaß von genau 240 m2. Dies läßt keines­

falls auf eine genaue Ausmaßermittlung der tatsächlich 

geleisteten Arbeiten schließen. Die Angabe "Landhaus, 

III. Stock, Büroräume rechts, Abtlg. 8", ist nicht aus­

reichend, um nachträglich den Arbeitsumfang kontrollie­

ren zu können. 

Vom Landesrechnungshof wird mit Entschiedenheit 

auf die Unzulässigkeit der Teilung von Rechnungen und den 

Mißbrauch mit "Sofortaufträgen" verwiesen. 

Durch die vorbeschriebene Vorgangsweise muß die 

sinnvolle Verwendung der Mittel für die Instandhaltung 

von Gebäuden in Frage gestellt werden. 

Der Landesrechnungshof ist der Ansicht, daß zumin­

dest der Großteil der vorbeschriebenen Arbeiten so recht­

zeitig bekannt sind, daß eine Ausschreibung gleichartiger 

Arbeiten nach durchgeführter Massenermittlung für mehrere 

Amtsgebäude unter Angabe der Örtlichkeiten möglich sein 

müßte. Dadurch wären auch Anbotspreise unter Konkurrenz­

druck zu erhalten. 

Das Fehlen jeglichen Schriftverkehrs kann vom Lan­

desrechnungshof nicht einmal bei Arbeiten, die wegen Ge­

fahr im Verzug unverzüglich durchgeführt werden müssen, 

toleriert werden. In diesen Fällen sind vom jeweiligen 

Sachbearbeiter nach Veranlassung der Arbeitsdurchführung 

mittels Aktenvermerk die Notwendigkeit, die Art und der 

Umfang der Arbeiten, festzuhalten. 

Vom Landesrechnungshof wird daher angeregt, ein 

Formblatt aufzulegen, in dem zum Beispiel folgende Anga­

ben einzutragen wären: 

* Amtsgebäude

* Genauer Ort der durchzuführenden Arbeiten (Stock,

Zimmer-Nummer)



- 79 -

* Art der Arbeiten

* Die Arbeiten wurden beantragt von:

* Die Notwendigkeit und Dringlichkeit der Durchführung

ist gegeben, da:

* Die voraussichtlichen Kosten betragen:

* Die Vergabe der Arbeiten erfolgt an die Firma:

* Grundlage der Auftragsvergabe (freihändige Vergabe,

aufgrund einer beschränkten bzw. öffentlichen Aus­

schreibung, Vergabe aufgrund eines Jahresrahmenauf­

trages)

* Die Auftragsvergabe erfolgte (telefonisch, mit Be­

stellschein, mit Auftragsschreiben)

* Die Arbeiten wurden durchgeführt von/bis:

* Die Rechnung wurde überprüft und zur Bezahlung wei­

tergeleitet am:

Die vorangeführten Angaben stellen nur einen Vor­

schlag des Landesrechnungshofs dar. Aufgrund der langjähri­

gen Erfahrung, die die Abteilung für Liegenschaftsverwal­

tung mit diesen geringfügigen, aber zahlreichen Aufträgen 

hat, wird daher angeregt, selbst ein derartiges Formblatt, 

das allen Anforderungen entspricht, so auszuarbeiten, daß 

die einzelnen erforderlichen Angaben allenfalls handschrift­

lich ohne allzu großen Verwaltungsaufwand eingetragen wer­

den können. 

Aufgrund des Ergebnisses der Überprüfung der vor­

angeführten 31 Rechnungen, welche als Sofortauftrag abge­

wickelt wurden, wurde die Kreditevidenz für die Instand­

haltung von Gebäuden einer genaueren Überprüfung mit fol­

gendem Ergebnis unterzogen: 
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Wie im Kapitel 2.3 dieses Berichtes angeführt, 

wurden im Jahr 1979 4,17 Mio. S von insgesamt 5,04 Mio.S, 

die der Abteilung für Liegenschaftsverwaltung für die In­

standhaltung von Gebäuden zur Verfügung standen, als 
1
1Sofortauftrag 11

, meist ohne Einholung von Kostenvoran­

schlägen und ohne Auftrag, abgewickelt. 

Im Jahr 1980 wurden von 5,25 Mio. S 3,96 Mio. S 

als 11Sofortaufträge 11 verausgabt. Es sind somit jährlich 

über 1.000 derartiger Kleinrechnungen angefallen. 

Als Beilage 51 ist eine Aufstellung angeschlossen, 

welche sämtliche Rechnungen, die im November 1979 bei der 

Voranschlagspost für die Instandhaltung von Gebäuden ver­

rechnet wurden, enthält. In dieser Aufstellung sind je­

weils die Firma, die den Auftrag erhielt, das Rechnungs­

datum, der Rechnungsbetrag und der Ort der durchgeführten 

Arbeiten angegeben. Wie aus dieser Aufstellung ersichtlich, 

wurden mehrmals durch Auftragsteilung (gleichartige Arbei­

ten zur gleichen Zeit am gleichen Ort, durch einen Auf­

tragnehmer durchgeführt) die Ermächtigungsgrenzen umgan­

gen. 

Eine stichprobenartige Überprüfung der Auszahlungs­

anordnungen des Jahres 1980 ergab, daß in diesem Jahr 108 

Rechnungen für Baumeisterarbeiten zur Auszahlung gelangten. 

Diese freihändigen Auftragsvergaben erfolgten in 95 Fällen 

an die Fa. Ing. Althaller, 11 mal an die Fa. Ing. Lang­

mann und 2 mal an die Fa. Bru-Ko. 

Weiters wurde festgestellt, daß 150 derartige Klein­

rechnungen für Elektroinstallationsarbeiten im Jahr 1980 

anfielen. 133 derartige Aufträge ergingen an die Fa. Alpen­

ländische Elektro-Gesellschaft und 17 an die Fa. Jäger. 

Da alljährlich weitgehend gleichartige Arbeiten 

anfallen, regt der Landesrechnungshof an, jährlich Rahmen-
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ausschreibungen durchzuführen, damit auch der Großteil 

dieser laufend notwendig werdenden Kleinarbeiten zu Prei­

sen ausgeführt werden können, die unter Konkurrenzdruck 

erstellt wurden. Positiv wird vom Landesrechnungshof her­

vorgehoben, daß für Maler- und Anstreicherarbeiten seit 

dem Jahr 1978 und für Versiegelungs- und Schleifarbeiten 

ab dem Jahr 1981 derartige Rahmenausschreibungen durchge­

führt werden. 

Laut Vorbemerkungen für die "Maler-, Anstreicher­

und Tapeziererarbeiten in verschiedenen Dienstgebäuden 

in Graz" waren veränderliche Preise anzubieten. Der Auf­

trag wurde zu Festpreisen vergeben. Da es sich hier um 

Rahmenaufträge, die innerhalb eines Jahres zu erfüllen 

sind, handelt, sollte zu Festpreisen ausgeschrieben und 

vergeben werden. Dasselbe gilt auch für die "Versiege­

lungs- und Schleifarbeiten in verschiedenen Amtsgebäuden 

in Graz". 

Um kostengünstige Preise zu erzielen, ist darauf 

zu achten, daß jährlich unter den Firmen, die zur Anbots­

legung eingeladen werden, entsprechend gewechselt wird. 

Seit dem Jahr 1982 erfolgten auch für Spengler­

und Heizungsinstandsetzungsarbeiten und seit 1983 auch 

für Dachdeckerarbeiten Jahresrahmenausschreibungen. 

Der Landesrechnungshof ist der Ansicht, daß für 

eine Reihe weiterer Arbeiten, wie z.B. immer wiederkehren­

de Baumeister- bzw. Elektroinstallationsarbeiten, eben­

falls Rahmenausschreibungen durchzuführen wären. 
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4. Schlußbemerkungen:

Die Abteilung für Liegenschaftsverwaltung hat 

u.a. die bauliche und technische Betreuung für die im

Bereich Graz befindlichen Amtsgebäude und Amtsräume zu 

besorgen. Vom Landesrechnungshof wurde bei der stich­

probenartigen Überprüfung die Abwicklung von 5 größeren 

Instandsetzungs- bzw. Adaptierungsarbeiten und eine 

Reihe kleinerer Instandhaltungsarbeiten in verschiede­

nen Amtsgebäuden in Graz überprüft. 

Bei den größeren Bauvorhaben handelt es sich um: 

* die Adaptierung des Objektes Schönaugasse 10

und 10a,

* die Adaptierung des Objektes Burggasse 9,

* die straßenseitige Fassadeninstandsetzung

Alte Burg,

* den Dachausbau im Landhaus, Schmiedgasse und

* die Instandsetzung der Ostfassade Alte Burg.

Die Prüfung war erschwert, da: 

* Unterlagen wie Pläne, Skizzen u.dgl., die zur Prü­

fung der Ausmaßermittlung notwendig sind, fehlten,

* der gesamte Schriftverkehr betreffend die Einlei­

tung für ein größeres Bauvorhaben einschließlich

Anbotseröffnungsniederschriften sowie alle Ver­

gleichsanbote fehlten,

* bei den Instandsetzungsarbeiten der Schriftverkehr

zu den Rechnungen mit Anboten, Auftragsschreiben,

Ausmaßermittlung u.dgl. größtenteils fehlte und
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* selbst für Arbeiten größeren Umfangs,wie z.B. die

Fassadeninstandsetzung der Alten Burg,kein eigener

baustellenbezogener Akt angelegt wurde. Es waren

vielmehr in einem Akt rund 2700 Rechnungen abge­

legt.

Planung: 

übereinstimmend mußte bei allen Bauvorhaben fest­

gestellt werden, daß die notwendigen Planungsarbeiten 

mit dazugehörigen Massenermittlungen für die Ausschrei­

bung sowie Baukostenermittlung vor Einholung der An­

bote nicht im notwendigen Ausmaß von der Abteilung für 

Liegenschaftsverwaltung durchgeführt bzw. veranlaßt 

wurden. 

Bestands- und Ausführungspläne müßten nach An­

sicht des Landesrechnungshofs vor Ausarbeitung der Aus­

schreibungsunterlagen erstellt werden. Diese Pläne bil­

den nämlich die Voraussetzung für eine sorgfältige Mas­

senermittlung, die den Ausschreibungen zugrundezulegen 

wäre. 

Bestands- und Ausführungspläne wurden teilweise 

vom späteren Billigstbieter, wie die folgenden Daten 

zeigen, im vorhinein verfaßt und erst im Rahmen der Bau­

ausführung mit einer eigens hiefür vorgesehenen Position 

vergütet. 

Dachausbau im Landhaus: 

* Der Bestandsplan trägt das Datum 9. März 1979.

* Der Einreichplan trägt das Datum 6. April 1979.

* Der Auftrag erfolgte erst am 17. April 1979.
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Instandsetzung der Ostfassade der Alten Burg: 

* Die Baubewilligungspläne tragen das Datum 17.

Juli 1979.

* Die Ausschreibung erfolgte erst am 28. Mai 1980.

Der Planverfasser wie auch später der Billigst­

bieter für die Bauausführung war jeweils die Fa. Alt­

haller. 

Massenermittlung und Leistungsverzeichnisse: 

Bedingt durch die unzureichende planliche Bauvor­

bereitung waren die Leistungsverzeichnisse unvollständig 

bzw. entsprachen die ausgeschriebenen Massen nicht Je­

nen, die tatsächlich zur Ausführung gelangten. 

So kamen z.B. bei den Adaptierungsarbeiten in der 

Schönaugasse 10 und 10a bei den Baumeisterarbeiten 49 % 

der ausgeschriebenen Leistungen nicht zur Ausführung, da­

für wurden aber 32 % der Schlußrechnungssumme aufgrund 

von Nachtragsanboten abgerechnet, da diese Leistungen im 

Leistungsverzeichnis nicht vorgesehen waren. Bei den Zim­

mermannsarbeiten für das gleiche Bauvorhaben kamen 22 % 

der ausgeschriebenen Leistungen nicht zur Ausführung, da­

für wurden aber 26 % der Schlußrechnungssumme aufgrund von 

Nachtragsanboten ausgeführt und abgerechnet. 

Bei der straßenseitigen Fassadeninstandsetzung 

der Alten Burg wurde z.B. die Position "Schragengerüst im 

Burgtor'' um 254 % überzogen. Gerade für diese Position 

wäre durch die genaue Kenntnis der vorgesehenen Arbeiten 

eine exakte Ausmaßermittlung möglich gewesen. 

Bei der Instandsetzung der Ostfassade der Alten 

Burg wurde eine "Horizontalisolierung" ausgeschrieben, 
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die dann im Zuge der Ausführung, da "nicht erforderlich", 

nicht zur Ausführung g elangte. 

Ausschreibung: 

Bei den Ausschreibungsunterlagen mußte der Lan­

desrechnungshof feststellen, daß folgende wesentliche 

Punkte bzw. Festlegungen, die für eine ordnungsgemäße 

Kalkulation erforderlich sind, fehlen: 

* Der Ablauf der Zuschlagsfrist.

* Der Stichtag für die Preisbildung, daß die Kalku­

lationsformblätter Bestandteil des Anbotes sind.

* Die Forderung der Ermittlung der Einheits- und

Bausehpreise gemäß ÖNORM B 2061.

* Die genaue Angabe, ob die angebotenen Einheits-,

Bausch- und Regiepreise als Festpreise oder ver­

änderliche Preise gelten. Zum Teil wurden in den

Vorbemerkungen "Veränderliche Preise" und im

Auftragsschreiben "Festpreise" vereinbart.

* Die Höhe des D eckungs- und Haftrücklasses (der Haft­

rücklaß wurde in keiner der zur Überprüfung vorge­

legten Rechnungen der verschiedenen Leistungsgrup­

pen einbehalten).

* Die Gesamtfertigstellungsfrist.

* Die Höhe der Vertragsstrafe bei Überschreitung der

Frist pro Kalendertag.

D ie an eine beschränkte Anzahl von Unternehmen ge­

richtete schriftliche Aufforderung Anbote einzureichen, 

die einer beschränkten Ausschreibung vorausgeht, konnte 

z.B. für die straßenseitige Fassadeninstandsetzung der
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Alten Burg dem Landesrechnungshof nicht vorgelegt wer­

den. In der Niederschrift über die Eröffnung der Anbote 

wurde eine Reihe wesentlicher Formfehler festgestellt: 

* Der Tag der Anbotseröffnung wurde nicht eingetragen.

* Beginn und Schluß der Anbotseröffnung wurde nicht

eingetragen.

* Die Anzahl der Anbote wurde in der dafür vorgesehen

Rubrik mit "4" eingetragen, angeführt sind 5 Anbo­

te.

Wenn die für eine beschränkte Ausschreibung erfor­

derlichen Formvorschriften nicht eingehalten werden, muß 

die Ordnungsmäßigkeit dieser Ausschreibungen in Zweifel 

gezogen werden. 

Im Zuge der Anbotseröffnung sind die Anbote so zu 

kennzeichnen, daß ein nachträgliches Auswechseln fest­

stellbar wäre. Diese erforderliche Kennzeichnung wurde 

nicht vorgenommen. 

In der Ausschreibung bzw. im Auftrag wurden zum 

Teil unrealistisch kurze Fristen mit entsprechenden Ver­

tragsstrafen vorgesehen. Diese Fristen wurden dann nicht 

eingehalten, wobei jedoch ohne Begründung die vorgesehe­

ne Vertragsstrafe nicht abgezogen wurde. Z.B. wurde im 

Auftragsschreiben der Baumeisterarbeiten für die Adap­

tierung in der Burggasse 9 vom 7. April 1981 der Fertig­

stellungstermin mit 10. April 1981 festgelegt und ein 

Pönale von S 3.000,-- je Tag vereinbart. Obwohl die Ar­

beiten noch am 14. Juli 1981 durchgeführt wurden, wurde 

kein Pönale abgezogen. 
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Spekulative Anbotslegung: 

Wenn Massenänderungen von einzelnen Bietern be­

reits erwartet werden, ist dies Anreiz für eine spekula­

tive Anbotslegung. Es werden dann Positionen, bei denen 

angenommen wird, daß sie nicht zur Ausführung gelangen, 

mit einem sehr geringen Anbotspreis und zum Ausgleich 

hiezu Positionen, bei denen Massenvermehrungen erwartet 

werden, mit einem hohen Anbotspreis angeboten. Dadurch 

ist der Billigstbieter mit den Ausschreibungsmassen kei­

nesfalls mehr Billigstbieter, wenn die Anbote mit den 

Schlußrech nungsmassen durchgerechnet werden. Es kommt zu 

sogenannten Bieterreihungsstürzen. 

Bei den Adaptierungsarbeiten in der Schönaugasse 

10 und 10a ergibt die Gegenüberstellung Anbot-Schluß­

rechnung folgendes Bild: 

Anbot 

1 . 

2 . 

S 276.000,-- (100 

S 284.000,-- (102,8 %) 

Schlußrechnung 

S 146.000,-­

s 119.000,--

(100 

( 81,5 %) 

Bei der Instandsetzung der Ostfassade der Alten 

Burg wurde die Horizontalisolierung mit krassen Unter­

preisen als Spekulation angeboten. Durch den Wegfall 

dieser Positionen ging ein Anbotsvorteil, wie in der 

folgenden Tabelle dargestellt, von über S 200.000,-­

verloren. Die Positionen 16 bis 22 kamen nicht zur Aus­

führung. 



Firmen 

Fa. Al thaller 

Fa. Krenn 

Fa. Stoiser 

Fa. Franz 
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Preise laut Anbot der 
Positionen 16 - 22 (Nettosumme) 

S 105.720,-- ( 1 00 Q/ ) /0 

S 352.200,-- (333,190 

S 312.440,-- (295,590 

S 284.320,-- (268,990 

Besonders kraß wirkte sich die Position 16 (Hori­

zontalisolierung) aus, bei der vom Billigstbieter als 

Einheitspreis S 298,-- (100 %) und von den restlichen 

3 Firmen S 2.350,-- (788,5 %), S 2.519,-- (845,3 %) und 

S 1 .817,-- (609, 7 90 angeboten wurden. 

Durch die nicht vollständige Leistungserfassung 

für die Ausschreibungen wurden im Zuge der Arbeitsdurch­

führung sehr oft Arbeiten notwendig, die dann als Nach­

traqsanbote verrechnet werden mußten. Für derartige 

Nachtragsanbote besteht nicht mehr der Preisdruck der 

Konkurrenz, weshalb hier keine kostengünstigen Preise 

erzielt werden. So wurde z.B. bei der straßenseitigen 

Fassadeninstandsetzung der Alten Burg die Aufzahlung für 

Putzmehrstärke als Nachtragsanbot mit S 87,-- je cm und 

m2 vergütet. Dieser Einheitspreis ist wesentlich über­

höht, da ein Jahr später vom gleichen Bieter für die 

gleiche Leistung unter Konkurrenz ein Einheitspreis von 

S 47,-- angeboten wurde. 

Bei den Baumeisterarbeiten für die Adaptierung in 

der Burggasse 9 wurde für einen Deckendurchbruch bis 60 
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cm unter Konkurrenz ein Preis von S 325, -- angeboten. Für 

einen durchgeführten Deckendurchbruch von 70 cm - im Anbot 

also nicht mehr vorgesehen - wurden in Regie S 3.833,-­

verrechnet. 

Abrechnung: 

Abrechnungspläne bzw. Skizzen, die die Ausmaßer­

mittlung nachvollziehbar und überprüfbar machen, sind in 

der Regel nicht vorhanden. Einzelne nachgelieferte Auf­

maßskizzen ergaben jeweils Fehler bei der Ausmaßermitt­

lung. So wurde z.B. vom Landesrechnungshof beim Dachaus­

bau im Landhaus von den Zimmermeisterarbeiten die Posi­

tion "Leimbinder" einer detaillierten Überprüfung unter­

zogen, bei der folgende gravierende Mängel festgestellt 

wurden: 

* Der Ausschreibungstext ist so mangelhaft (nur nach

Kubikmeter, ohne konstruktive Angaben), daß eine

seriöse Kalkulation nicht möglich ist.

* Die Ausschreibungsmenge wurde unzulässigerweise

h a n d s c h r i f t l i c h v o n 7 m 3 a u f 6 m 3 k o r r eg i e r t .

* Die Massenermittlung ergab einen Fehler von + 28,6 %

(S 32.605,11) zugunsten des Auftragnehmers.

* Da zusätzlich noch der Verschnitt mitverrechnet

wurde - dies ist nach Ansicht des Landesrechnungs­

hofs ebenfalls nicht gerechtfertigt - wurden insge­

samt 42,6 % (S 43.299,52) zuviel bei dieser Posi­

tion an Massen ermittelt bzw. bestätigt.

Auch mußten vom Landesrechnungshof Doppelverrech­

nungen festgestellt werden. 
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So wurden beim Dachausbau im Landhaus, Schmied­

gasse, 47 m2 Heraklith sowohl bei den Baumeisterarbeiten 

als auch bei den Zimmermannsarbeiten verrechnet. 

Eine Mauerwerksherstellung in der Durchfahrt im 

Zuge der Adaptierungsarbeiten in der Schönaugasse 10 und 

10a wurde sowohl mit der Baumeisterabrechnung als auch 

als Sofortauftrag von einer anderen Baufirma verrechnet. 

Als Nachtragsanbot wurden bei den Adaptierung­

arbeiten in der Schönaugasse 10 und 10a "Schlitze ver­

putzen" im Ausmaß von S 33.141,45 (netto) vergütet, ob­

wohl im Elektroauftrag diese Arbeit enthalten war und 

für die Telefonanlage diese Arbeit in Sub von der ausfüh­

renden Firma verrechnet wurde. 

In den einschlägigen ÖN0RMEN ist genau festgelegt, 

welche Arbeiten als "Nebenarbeiten" nicht gesondert ver­

gütet, sondern mit den Einheitspreisen des Anbotes mitab­

gegolten werden. In Abweichung hievon wurden sehr oft 

derartige "Nebenleistungen" anerkannt und zum Teil mit 

eigenen Positionen und zum Teil in Regie vergütet. 

Das Beistellen von Gerüsten für Maurer- und Ver­

putzarbeiten sind laut ÖN0RM B 2206 Nebenleistungen, die 

in den Preisen enthalten sind. Bei den Adaptierungsar­

beiten in der Burggasse 9 wurden für das Gerüsten für 

Wandverputzarbeiten Regiearbeiten mit einer Nettosumme 

von S 4.405,-- in Rechnung gestellt. 

Für eine Schutzblende für Fußgänger und für oft­

maliges Straßenreinigen wurde bei der straßenseitigen 

Fassadeninstandsetzung der Alten Burg über S 34.000,-­

gesondert bezahlt, obwohl dies als Nebenleistung mit 

den Einheitspreisen abgegolten wurde. 

Für die Malerei im Stiegenhaus im Zuge der Adap­

tierung in der Burggasse 9 wurde ein 50%iger Zuschlag 
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(S 12.500,--) verrechnet, obwohl in der Leistungsposition 

ausdrücklich angeführt ist, daß der Stiegenhauszuschlag 

einzukalkulieren ist. 

Vergütete Reqiearbeiten waren nicht prüfbar, da 

den Rechnungen nur eine Stundenliste angeschlossen war, 

wobei keinerlei Angaben über die Art der Leistung ge­

macht wurden. 

Instandsetzungsarbeiten, Kleinrechnungen: 

Weiters wurden vom Landesrechnungshof die Instand­

setzungsarbeiten in verschiedenen Amtsgebäuden in Graz 

stichprobenartig üBßrprüft. Hiebei mußte festgestellt wer­

den, daß von den rund 5 Mio. S, die jährlich hiefür zur 

Verfügung stehen, ca. 4 Mio. S mittels Soforta11ftrag, 

d.s. jährlich über 1000 Kleinrechnungen, abgewickelt wur­

den. Für Rechnungsbeträge über S 50.000,-- ist ein Re­

gierungssitzungsbeschluß und für Rechnungsbeträge über

S 10.000,-- die Zustimmung des Landesfinanzreferenten

notwendig. Bei den Kleinrechnungen handelt es sich um

jene, die überwiegend nur knapp unter S 10.000,-- als

Rechnungsbetrag aufwiesen. Durch unzulässige Stückelung

von Rechnungen -d.h. zur selben Zeit am selben Ort durch­

geführte Arbeiten wurden mit mehreren Rechnungen bezahlt -

wurden die Ermächtigungsgrenzen umgangen.

Da für diese Sofortaufträge kein Schriftverkehr 

vorhanden ist, meist auch keine Bestellscheine ausge­

stellt und keine Ausmaßermittlung durchgeführt wurde, 

ist eine nachträgliche Kontrolle auf die Sparsamkeit, 

Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit nicht möglich. 

Zusammenfassend mußte der Landesrechnungshof 

feststellen, daß bei den Instandsetzungsarbeiten in ver-
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schiedenen Amtsgebäuden in Graz sehr oft die Vergebungs­

vorschriften für das Land Steiermark bzw. die Ermächti­

gungsgrenze für Vergaben mißachtet wurden. 

Vorschläge des Landesrechnungshofs: 

Da ein Großteil der aufgezeigten Mängel durch 

eine sorgfältige Baueinleitung mit vorausgegangener Pla­

nung und exakter Massenermittlung vermeidbar ist, ist es 

erforderlich, daß 

* bei kleineren Baumaßnahmen von der Abteilung für

Liegenschaftsverwaltung selbst entsprechende plan­

liehe Darstellungen und nachvollziehbare Massener­

mittlungen vor der Ausschreibung aufgestellt werden

bzw.

* bei größeren Baumaßmaßnahmen entsprechende Planungs­

aufträge an hiezu Befugte (z.B. Ziviltechniker) er­

teilt werden. Wenn diese Planung von Fachfirmen

ausgeführt wird, wäre bei der Auftragserteilung für

die Planung festzulegen, daß eine Mitwirkung bei

der Ausschreibung dann für diese Fachfirma nicht

möglich ist.

Damit die für eine ordnungsgemäße Kalkulation er­

forderlichen wesentlichen Festlegungen in den Ausschrei­

bungsunterlagen einheitlich enthalten sind, schlägt der 

Landesrechnungshof vor, die "Besonderen Bestimmungen für 

den staatlichen Hochbau" (BBstH) einschließlich Form­

blätter, die für den staatlichen Hochbau vom Bundesmini­

sterium verbindlich vorgeschrieben wurden, analog anzu­

wenden. 

Damit die nachträgliche Kontrolle auf Sparsamkeit, 

Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit auch für Sofort-
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aufträge, für die es derzeit keinen Schriftverkehr gibt, 

möglich ist, wird vorgeschlagen, ein Formblatt aufzule­

gen, in das ohne allzugroßen Verwaltungsaufwand, allen­

falls handschriftlich, die erforderlichen Daten einzutra­

gen wären. Ein Vorschlag mit detaillierten Angaben ist 

im Bericht enthalten. 

Da der Landesrechnungshof weiters feststellte, 

daß ein Großteil dieser Kleinrechnungen immer wiederkeh­

rende gleichartige Arbeiten zum Hinhalt haben, schlägt 

der Landesrechnungshof weiters vor, Rahmenausschreibungen 

im wesentlich erhöhtem Ausmaß durchzuführen. Dadurch wäre 

es dann auch möglich, für einen Großteil der laufend an­

fallenden Arbeiten auch Preise unter Konkurrenzdruck zu 

erhalten. 

Am 15. Juli 1983 fand im Landesrechnungshof eine 

Schlußbesprechung statt, an der 

vom Büro Landesrat 
Dr. Christoph Klauser: ROK Dr. Ludwig Sik 

und von der Abteilung für 
Liegenschaftsverwaltung: W.Hofrat Dr. Leopold Heinisch

teilnahmen. 

Bei dieser Schlußbesprechung wurden die wesent­

lichsten Prüfungsergebnisse in ausführlicher Form behan­

delt und vom Vorstand der Abteilung für Liegenschaftsver­

waltung die Bereitschaft zur Durchsetzung der konstruk­

tiven Verbesserungsvorschläge des Landesrechnungshofs be­

kundet. 

Graz, am 20. Juli 1983 

Der Landesrechnungshofdirektor: 

Dr. Ortner eh. 

F.d.R.d. A.:


